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in Folge deren gerade die gewichtigsten Fragen der präsidialen 
Discretion nnterfallen, nicht aber vor den Beyisionshof zur 
materiellen Entscheidung gebracht werden können. 

Diese GrOnde haben hauptsächlich vorliegende kleine Ab- 
handlung veranlasst, welche der Verfasser der nachsichtigen 
Beurtheilung des rechtsgelehrten Publikums anheimstellt. 

Hiiiden i. Westfalen, im October 1882. 

Gustav Freudenstein, 

Doctor der Bechte. 



L Französisches System. 



Das Besnm^^). 

§. 1. 

Die Plaidoyers der Vertheidigung und des Staatsanwalts 
im schwurgerichtlichen Hauptverfahren, sowohl diejenigen zur 
Schuld- wie zur Strafirage sind Parteivortrage. Sie tragen 
deshalb mit Nothwendigkeit einen einseitigen, vielleicht extrem 
einseitigen Charakter und der Gresetzgeber würde nicht rathsam 
verfahren, wenn nach Schluss der Plaidoyers den Geschworenen 
alsbald (nach gehörig festgestellten Firagen) der Fragebogen 
übergeben würde und sie sich damit ins Berathungszimmer 
zurückzögen. Manche Gresetzgebungen haben kein Yerstandniss 
für das Missliche einer Procedur gehabt, welche es unter- 
nimmt, die Fragestellung sofort an die Vorträge der Verthei- 
digung oder des Angeklagten anzuknüpfen. Andere Gresetz- 
gebungen haben den Mangel sehr wohl empfanden und man 
beschritt verschiedene Wege ihn zu heben. Der allgemeine 
Gedanke war, dass nach den Processbetheiligten noch ein 
anderer TJnbetheiligter, der Vorsitzende, zu den Geschworenen 
zu sprechen habe. Allein was er ihnen mitzutheilen habe, 
in wieweit sein Vortrag sich mit dem Ergebniss der Verhand- 



^) Litteratur: H^lie, traue de Vinstruction criminelle VIII 
(Paris 1860). v. floltzendorff, Eecbtslexicon 8, v. Besum^. Des- 
selben Handbuch des Deutschen Stra^rocessrechts H, S. 184 ff. und 
die dort angeführte litterator. 

G-. Frendenstein, Restimö und Bechtsbelehrnng. 1 
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lung, den Ansfahniiigeii der Staatsanwaltschaft bezw. des An- 
geklagten kreuzen dürfe, überhaupt welches Yerhältniss diesem 
Pi-asidial-SchlassYortrag zu den Plaidoyers anzuweisen sei, 
darüber war man weder klar noch einig. 

Es empfiehlt sich, besonders wenn, wie regelmässig 
zutreffen wird, die Geschworenen auf Grrund der bereits statt- 
gehabten Beweisau&ahme und der Plaidoyers schon jetzt eine 
auf ein Für oder auf ein Wider gerichtete Meinung gefasst 
haben, auf welche besonders die Plaidoyers nicht ohne Ein- 
fluss geblieben sind, den erlittenen Eindruck durch einen vom 
Gerichtshof bezw. dessen Sprecher, dem Schwurgerichtspräsi- 
denten ausgehenden Vortrag zu verwischen und den Geschwo- 
renen Gelegenheit zu geben, ihre Ansicht nachzuprüfen, auch 
wenn thunlichst bei sich zu rectificiren. 

Die Nothwendigkeit einer solchen Präsidialansprache ist 
fast ausnahmslos in Gesetzgebung und Bechtsprechung aner- 
kannt. Nur darin gehen die Systeme weit auseinander, was 
denn eigentlich zum Inhalt eines solchen Vortrags zu machen 
sei, mit andern Worten sie weichen darin von einander ab, 
welcher Einfluss dem Präsidenten auf die Entscheidung der 
Geschworenen nachzulassen sei. 

In der Gesetzgebung finden wu* zwei typische Auffassun- 
gen, die Französische und die Englische. 

Das Wesen derselben charakterisirt sich durch ihren 
Inhalt, indem die erstere sich zur Aufgabe stellt, den that- 
sächlichen Theil der Entscheidung und die Beweisfrage refe- 
rirend zu erörtern, während die Intention der Englischen Me- 
thode auf eine rechtliche Unterweisung der Jury geht, d. h. 
eine Aufklärung derselben über diejenigen rechtlichen Fragen 
bezweckt, welche für das Verdict der Greschworenen in Betracht 
konmien^) können. 



^) Diese Manier war in annähenmgsweiser Aehnlichkeit recipirt 
in den Gesetzgebmigen von Bayern, 1848; von Brannschweig, 
858; von Sachsen, 1868; und von Württemberg, 1868. 
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Neben diesen beiden Typen tritt ein drittes gemischtes 
und aus ihnen componirtes System auf, welches beide Zwecke 
verbindet^) 

Die Eeichsstrafprocessordnung hat das vordem 
in den meisten Landesgesetzen ^ adoptirte Französische System 
des Eesume's beseitigt und statt dessen eine eigenai-tige Eechts- 
figur geschaffen, welche zwar, wie hier vorab bemerkt werden 
mag, in ihrem Grrundcharakter an das Englische Institut sich 
anlehnt, sein Wesen wiederspiegelt, aber doch erhebliche Ver- 
schiedenheiten aufzuweisen hat. Der Hauptgrund für diese 
Divergenzen liegt in dem Unterschiede in der Stellung und 
den Functionen, welche dem Englischen Assisenpräsidenten und 
welche dem Vorsitzenden des Deutschen Schwurgerichts nach 
der Gerichisorganisation beigelegt worden sind. Es liess sich 
deshalb von dem fremden Eecht nur dasjenige herübemehmen, 
was der Einfügung in unser Strafprocessrecht nicht allzu grosse 
Sprödigkeit entgegensetzte und einer Modification durch die 
diesseitigen Formen nicht abhold war. 

Um das Institut der Deutschen Eechtsbelehrung zu 
verstehen, ist es unerlässlich, für die Darstellung einen Hinter- 
grund zu zeichnen und das Französische^) Eesum^, sowie 
die Englische Einrichtung kurz zu skizziren und Kritik zu 



^) Dies modificirte System war in Deutschland herrschend und 
wurde befolgt in den Gesetzgebungen von Preussen, 1849, 1851. 
1852 undl867; von Thüringen, 1850; Frankfurt, 1856; Olden- 
burg, 1857; Bremen, 1863 und 1870; Baden, 1869; Hessen, 
1865; Hamburg, 1869. 

*) Nur Braun schweig 1849 und Baden 1848 hatten das Re- 
smn^ nicht angenommen; doch wurde die betreffende Gesetzgebung 
Braunschweigs von 1849 in 1858 wieder verändert. In Belgien 
wurde 1831 der Schlussvortrag ganz abgeschafft 

■) Wenn der Verfasser das Französische Resumä vor der Eng- 
lischen Eechtsbelehrung abhandelt, so ist das kein Systemfehler, denn 
er hält es filr besser, mehr der logischen als chronologischen Glie- 
derung zu folgen. Das Französische Besom^ liegt am weitesten 

1* 
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üben, damit darch die Confrontation der Gegensätze einerseits 
nnd die Darstellung des Englischen Yorbildes andererseits 
nm so klarer Natur und Wesen der reidisgesetztichen Insti- 
tution erkannt werden könne. 

Code d'instruction criminelle Art 335: 

Le prösident rösumera Tafifaire. II fera römar- 
quer aux jurös les principales preuves pour ou contre 
Vaccus^. n lenr rappellera les fonctions qn'fls auront 
ä remplir. 

Preussische Strafprocessordniing vom 
3- Januar 1849, §. 100; 

,^er Vorsitzende muss sodann den Hergang 
und das Eesultat der Beweisaufnahme in einer kur- 
zen Darstellung zusammenfassen und auf gesetzliche 
Vorschriften, welche bei Beurtheilung der Thatfrage 
etwa in Betracht kommen, aufmerksam machen/^ 

Preussisches Gesetz vom 3. Mai 1853, 

Art. 79, Abs. 2: 

„Sodann hat der Vorsitzende die gesanunte Lage 
der Sache auseinander zu setzen, die gesetzlichen 
Vorschriften, welche bei Beurtheilung der Thatfrage 
etwa in Betracht kommen, nöthigenfaUs zu erläutern 
und überhaupt alle diejenigeji Bemerkungen zu machen, 
welche ihm zur Herbeiführung eines sachgemässen 
Spruches der Geschworenen geeignet erscheinen." 



von der Englischen Bechtsbelehrong ab, an diese scbliesst sich mit 
Bücksicht auf die maassgebenden Ideen aufs engste die Deutsche Eecbts- 
belehrong an. — Ueber die Aufhebung des Besuni^*s s. S. 14, Note 3. 
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Hannoversche revidirte Strafprocess- 
ordnung vom 5- April 1859, §. 193: 

„Der Vorsitzende - fasst die ganze Sache in 
gedrängter Darstellung zusammen, entwickelt ohne 
Andeutung seiner persönKchen Ansicht das Ergeb- 
niss der Beweise sowohl für als wider den Ange- 
klagten und erklärt schliesslich, soweit dies erfor- 
derlich, die Merkmale, welche das Gesetz zu der den 
Gegenstand der Anklage bildenden Gesetzübertretung 
fordert." 

Neue Strafprocessordnung vom 25. Juni 

1867, §. 329; 

„Zum Schlüsse der Verhandlung hat der Vor- 
sitzende die gesammte Lage der Sache aufeinander 
zu setzen, die gesetzlichen Vorschriften, welche bei 
Beantwortung der gestellten Fragen etwa in Betracht 
kommen, nöthigenfalls zu erläutern und überhaupt 
alle diejenigen Bemerkungen zu machen, welche ihm 
zur Herbeiführung eines sachgemässen Ausspruches 
geeignet erscheinen. Dieser Vortrag darf von der 
Staatsanwaltschaft und von dem Angeklagten weder 
unterbrochen, noch zum Gegenstande irgend einer 
Aeusserung oder eines Antrags in der Sitzung gemacht 
werden." 

Der Goäed!%nstructi(m hat in dem mitgetheilten Art. 335 das 
Vorbild abgegeben, dem die Deutschen Gesetzgebungen in der Weise, 
wie eben durch einige Beispiele^) erläutert worden, gefolgt sind. 

*) VergL z. B, auch die Gesetzgebungen von Hessen-Darm- 
stadt, von 1848; Kurhessen, von 1848; Württemberg, von 1849. 
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Das Französische Besume hatte Thatsachen^) und das 
modifidrte dentschrechtliche auch Bechtssätze zu seinem Ge- 
genstande. Es enthielt insbesondere eine Relation des gesammten 
Ergebnisses der Beweisaufnahme. Die Idee des Instituts war 
aber nicht auf eine Becapitulation der Verhandlungen gerichtet 
etwa mit der Absicht, dem Gedächtniss der Geschworenen 
wieder aufzuhelfen, sondern es sollte im Gegensatz zu den 
Plaidoyers nochmals der gesammte Processstoff von unpar- 
teiischer Seite den Geschworenen vorgefahrt werden. 

Dass man mit solchen dürftigen Bestimmungen, wie obige 
Besum^vorschriffcen sind, das bei dem Vortrag waltende in 
der ganzen organisationeilen Stellung des Präsidenten wurzelnde 
imperium desselben nicht regeln oder nicht wesentlich modi- 
ficiren konnte, hätte man fuglich einsehen sollen. Dazu kamen 
die verschiedenen Deutungen, die man jenen Vorschriften 
gab. Es blieb insbesondere gerade die Hauptsache meisten- 
theils zweifelhaft, wie weit es nämlich dem Vorsitzenden 
gestattet sei, seine eigene Ansicht über die Schuldfrage mit- 
zutheilen, oder durchblicken zu lassen^. So bei Anwendung 



*) Auch im Instructionsverfahren, in der Vonmtersuchung vorge- 
brachte, in der mündlichen Verhandlung selbst gamicht zur Sprache 
gekommene Thatumstände konnten in das Besume verflochten werden. 
Diesen Verstoss gegen den Grundsatz der Mündlichkeit rechtfertigt 
das Oberappellationsgericht Kassel in dem Bechtsfall bei Heuser, 
Bemerkenswerthe Entscheidungen, S. 760, damit: die Geschworenen 
hätten sich ja doch nur an die ihnen geführten Beweise und an ihre 
freie Ueberzengnng zu halten (!). 

*) Manche Gesetzgebungen verboten dies ausdrücklich; so z. B. die 
Hannover 'sehe St.-P.-0. §. 193, s. oben im Text S. 5; die Würt 
tembergische Art. 173; die Earhessische (von 1863) §. 158; 
die Bremische §. 495; s. auch Planck, System. Darstellung des 
Deutschen Strafv^erfahrens §.136, S. 388. — Nach den Materialien 
zum Preussischen Gesetz v. 3. Mai 1852, Art. 79 wurde der Vorschlag 
der Commission der zweiten Eanuner, „dem Vorsitzenden das Recht 
zur Aeusserung seiner Ansicht über das Gewicht der Beweise** einzu- 



"•»^a 



des Art. 79^) des Prenssischen Gesetzes. Auch der §. 329 
der-N. St.-P.-0. yermochte es nicht, Zweifel über diesen Punkt 
auszuschliessen. Danach scheint nämlich der Präsident völlig 
freie Hand zu haben. Man fand hierin eine „gefährliche Aus- 
dehnung'' der Präsidialgewalt und suchte aus dem Geiste des 
Gesetzes und der Stellung des Präsidenten zu dedudren, dass er 
trotz der discretionären Fassung des §. 329 die Pflicht habe, seine 
persönliche Ansicht über Schuld oder Unschuld, über den Cha- 
rakter des Angeklagten, über die Glaubwürdigkeit und Kraft 
der Beweise völlig zurückzuhalten^) und nur etwaige Unrich- 
tigkeiten oder Entstellungen thatsächlicher und rechtlicher 
Natur) die in den Parteivorträgen vorkämen, zu constatiren, 
die Ausdrücke und Begriffe, die in > den Fragen vorkämen, in 
ihrem gesetzlichen Sinn zu erläutern und den Geschworenen 
ihre berufmässige Stellung zur Thatfrage klar zu machen. 

Die Französische Praxis unterscheidet zwischen That- 
und Bechtsfrage, wie früher die Preussische und eine grosse 
Anzahl von Juristen sieht im Anschluss an zahlreiche Erkennt- 
nisse des Pariser Oassationshofes diese Unterscheidung als 
maassgebend an für das Französische Processrecht^). Unter 
Bechtsfrage versteht man aber etwas Anderes als früher der 
Preussische Process, nämlich nur die Erwägung, ob dieses 



räumen, ausdrücklich verworfen; vergl. Ebmeier, Comm. zu §. 329 
Note 1, der N. St.-P.-0.' 

Auch der Code dHnsPruction wird in der Französischen Praxis 
so interpretirt, wie die ausdrücklichen Bestimmungen der eben erwähn- 
ten Gesetzgebungen, vergl. Helle, traite VHI, p. 843, 844, — wenn 
er auch kein solches expresses Verbot enthält, vergl. H. Meyer, in 
V. Holtzendorffs Handbuch H. S. 185, Note 7. 

*) Vgl. Goltdammers Arch. I,S.40; Abhandl.v.Golt dammer 
ibid. S. 340ff; Abhandlung von v. Stemann, in Goltdammers 
Archiv m, S. 344 ff. 

«) Ebmeier, Commentar z. N. St.-P.-0. §. 329, Note 1. — Die 
Unklarheit dieser Prenssischen Bestimmungen rügt auch H. Meyer, 
in V. Holtzendorffs Handbuch H, S. 185, Note 7. 

') VergL den Nachweis bei Meyer, That- u. Bechtsfrage S. 48ff. 
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oder jenes Verbrechen indicirt sei, während zugleich die Ge- 
schworenen auch nach der Schuld befragt werden. Sie werden 
ausser nach dem concreten Thun des Angeklagten auch danach 
befragt, ob die einzelnen Merkmale des gesetzlichen Yer- 
brechensbegriffs, welche in der Definition des gesetzlichen 
Thatbestandes enthalten sind, vorliegen, denn das sind nach 
Französischer Idee regelmässig Thatsachen ^). Indessen kann 
man nicht durch eine ausdrückliche Yorschrift einen wahren Bechts- 
begnff zu einer Thatsache machen, hier ist die Logik mit 
ihren unabänderlichen Gesetzen denn doch stärker und so 
kam die Praxis auf das schlüpfrige Gebiet von Begel und 
Ausnahme. Man fand, dass ein Terminus, wie y^autorite 
kgäle^ beim Verbrechen des v^iol; der Begriff einer „ecriture 
authentique et puhliqtie^^ ; einer „ecriture de commerce^'; des 
„cours legaV' bei einer Münzsorte etc. ^ in der That Bechts- 
begriffe seien und so schwankte der Cassationshof hinüber auf 
jenes gefahrliche Terrain, auf welchem auch das Freussi- 
sche Obertribunal mit seiner Auflösungspraxis sich bekannter- 
maassen getummelt hat; er vernichtete das Erkenntniss, wenn 
die Fragen direct auf solche Bechtsbegriffe gerichtet 
waren und ordnete an, dass den Geschworenen die thatsach- 
liehe Substanz zur Beantwortung vorzulegen sei % z. B. anstatt 
der Fragestellung, ob der Angeklagte autorite legale hatte, 
sollte die Thatsache eruirt werden, in welchem verwandt- 
schafüichen Verhältnisse der Angeklagte zu der betreffen- 
den Person gestanden habe. Die Conclusion dagegen, ob das 
gesetzliche Merkmal existent geworden, ward hier für eine Auf- 



*) H. Meyer, a. a. 0. S. 78, 79; v. Bar, Recht und Beweis im 
Geschworenengericht S. 22. 

ä) H. Meyer, a.a. O.S.80. — Vergl. H. Meyer in v.Holtzen- 
dorffs Handbuch 11, S. 147, Note 7; S. 154, Note 22. 

°) Dies Auflösungssystem wurde in den Deutschen Gesetzgebungen 
mit Ausnahme von Braunschweig adoptirt; v. Bar, Recht und 
Beweis im Geschworenengericht S. 24. 
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gäbe des Bichteramts erklärt. Ausserdem gestattete der Oassa-* 
tionshof, dass der die Fragen stellende Präsident nicht nnr 
das rein thatsachliche Material, sondern auch die gesetzlichen 
Merkmale durch Synonyma vertausche^). Ein alle Zweifel 
ausschliessendes Princip, wann solchergestalt aufzulösen sei, 
gelang so wenig aufzufinden, als in der Preussischen 
Praxis. Soviel über die Fragestellung des Französischen 
Processes. 

Eine Verpflichtung des Präsidenten, im Besume die Ge- 
schworenen über Eechtsbegriffe- und die gesetzlichen Yerbrechens- 
merkmale zu belehren, kennt der Französische Process nicht. 
Die Bestimmung des Art. 335 des Code dHnstruction crimi- 
nelle lässt den Hauptinhalt der Englischen cha/rge^, Bechts- 
belehrungy ganz unerwähnt, was daher rührt, dass die 
Ansicht herrschte, die Bechtsfrage werde durch die dem 
Vorsitzenden zukommende ^'ormulirung der an die Geschwo- 
renen zu richtenden Fragen bereits so vollständig entschieden, 
dass jenen eüie reine Thatfrage zu lösen übrig bleibe. 

Das Besume sollte nur die Verhandlungen, die also der 
Geschworene schon kennt, kurz skizziren, und, indem es 
namentlich das Beweisergebniss recapitulirte, suppeditirte es 
also der Jury thatsächliches Material und half ihr an einer 
Stelle nach, wo es am wenigsten hätte geschehen sollen. Dazu 
kommt, dass das Besume nichts Anderes ist, als eine gedrängte 
Belation des behandelten Processstoffes, der Assisenpräsident 
muss also sichten und sondern, namentlich Erhebliches vom 
Unerheblichen trennen und letzteres überhaupt ausscheiden. 
Hierin liegt mithin ohne Weiteres ein eigenes Urtheil dessel- 
ben, es war sonach factisch unmöglich, dass die Ansicht des 



*) Helie, traue de Vinstrttction criminelle vol. IX, p. 69 ff. 

') Auch 8ummirig-up genannt, Adolphe Prins, jStude com- 
parative sur la procedure penale ä Londres et en Belgique 
(Bruxelles 1879) p. 37. Vergl. H. Meyer, in v. Holtzendorffs 
Handbuch ü, S. 184, Note 3. 
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Präsidenten unerkannt bleibe und anf die Geschworenen nicht 
einwirke. Auch Planck^) findet in der an den Eesumenten 
gestellten Forderung der Unparteilichkeit einen Widerspruch, 
„da die Bearbeitung des Stoffes den Bearbeiter nothwendig zu 
einem Resultat fuhrt, welches als die persönliche Meinung des 
Vorsitzenden mehr oder weniger verhüllt sich herausstellt*)". 
Ebenso findet H. Meyer^, dass das Besume seine Aufgabe 
schlecht erfülle, unnütz und unmöglich sei: ),Mag dieselbe 
nämlich dahin bestimmt »werden, dass der Vorsitzende die in 
der Hauptverhandlung zur Erhebung gelangten Beweise zusam- 
menfassen solle, oder dass er auf Grund jener Beweise das 
Sachverhältniss darzustellen habe, in beiden Fällen ist zunächst 
eine gewisse Unklarheit in derselben enthalten, indem es sich 
nämlich fragt, ob jene Beweismittel, bezw. das Sachverhältniss 
rein objectiv vorgeführt werden sollen oder ob es dem Vor- 
sitzenden unverwehrt sein soll, dabei seine eigene Ansicht über 
das thatsächliche Ergebniss zu äussern. Gehoben ist diese 
Unklarheit freilich in dei^enigen Gesetzen, welche dem Vor- 
sitzenden ausdrücklich untersagen, bei jener Darstellung 
seine Ansicht zu äussern oder auch nur durchblicken zu lassen. 
Allein es fragt sich, ob damit nicht etwas Undurchführbares 
verlangt wird; schon eine Zusammenfassung der vorgekom- 
menen Beweismittel wird nicht wohl möglich sein, ohne dass 
der Zusammenfassende dabei von einem subjectiven Stand- 
punkte ausgeht, und wie ein Sachverhältniss dargestellt werden 
soll, ohne dass dabei das subjective Urtheil des Darstellenden 
betheiligt wäre, ist nicht wohl einzusehen." 

') Planck, Systematische Darstellmig §.136, S.388. Vergl. auch 
Heuser, Annalen III, 514 „Üeber die Leitung schwurgerichtlicher 
Verhandlungen«. Thilo, Comm. z. R. St.-P.-O. zu §. 300, Note 1. 

*) Helie, traiti VQI. p. 843ff. stellt auf, der Vorsitzende solle 
unparteiisch Beweis und Gegenbeweis einander gegenüberstellen und 
abwägen; allein diese Methode ist nicht geeignet, die Nachtheüe des 
Besum^'s aufzuheben. 

») H. Meyer, üi v. Holtzendorffs Handbuch ü, S. 186. 
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Selbst beim besten Willen nnd der redlichsten Absicht 
ist ein unparteiisches Eesum^ sehr oft nicht zu erzielen^), 
denn auch der Präsident ist ein Mensch und deshalb noth- 
wendig subjectiv, sein Vortrag hat nicht die Objectivität eines 
ehernen Gesetzes. Das kleinste Wort, eine in der Wärme der 
Darstellung dem Gedanken gegebene unwillkürliche Nüancirung 
oder Betonung des Ausdrucks ist geeignet, die Ansicht zu 
verrathen, einmal gar nicht zu gedenken des Falles, wenn der 
Präsident Parteistellung nimmt und, ohne formell die Schranken 
des Gesetzes zu übertreten, seine Anschauung von der Sache 
mit unverkennbarer Deutlichkeit durchscheinen lässt^. Wenn 
aber der Eesument sich bestrebt, seine Ansicht zu verstecken, 
so werden die Geschworenen oftmals erst recht in die Irre 
geführt. 



1) Heinze, im Gerichtssaal XXVII, Beilageheft S. 90. 

*) Gänzlich fehl geht die Ansicht von John, beiv. Holtzen- 
dorff, Encyklopädie I, Strafprocess S. 771; er verlangt, der Vor- 
sitzende, dem aber das Amt eines Inquirenten abzunehmen sei, solle 
die Geschworenen zu seiner Anffassmig der Schuldfrage überreden, 
ihnen Direction geben, wie es John nennt: »Diese Direction des 
Vorsitzenden Eichters ist für die gedeihliche (?) Wirksamkeit des Ge^ 
schworenengerichts von wesentlichster Bedeutsamkeit. Sie nmfiasst 
eine Benrtheilmag des geführten Beweises, giebt den Nachweis, dass 
und warum mit Berücksichtigung dieses Beweises anzunehmen sei» 
dass der Angeklagte dasjenige gethan habe, was ihm die Anklage zur 
Last legt; sodann aber umfasst die Instruction die Elarlegung des 
in Frage stehenden Gesetzes und den Nachweis, dass und warum 
dasjenige, was der Angeklagte erwiesenermaassen gethan, unter die 
Bestimmungen des Gesetzes faUe « Dass eine solche »Direction« ein 
zwischen die Grundprincipien der Jury gelegter Keil, eine Fälschung 
des Wahrsprucbes bedeuten würde, der diesen Namen nicht mehr ver- 
diente, bedarf keiner weiteren Ausführung. — John 's Ansicht eignet 
sich an Heinze, im Beüageheft zum Gerichtssaal XXVII, S. 90 ff. 91. 
Schon bei Berathung des Art. 80 des Preuss. Ges. v. 3. Mai 1852 
wurde indess der Commissionsvorschlag gemacht: „Er (der Vorsitzende) 
ist befugt, hierbei seine Ansicht über das Gewicht der Beweisgründe 
zu äussern.* Vergl, Goltdammcrs Arch. I, 464, 338. 



riKaw 
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Wenn femer die Gesetzgebungen dem Präsidenten auf- 
legen, die Thatsachen und Becbtssätze des Straffalles vorzu- 
tragen, so liegt darin schon an sich die Aufgabe, ein ürtheil 
auszusprechen. Denn was bedeutet diese Subsumtion anders? 
Ob daraus auch die letzte Consequenz, ob schuldig oder nicht, 
vom Präsidenten persönlich gezogen werde, ist ganz gleich- 
gültig, sie resultirt mit Nothwendigkeit aus dem Vortrage. 
Es verhält sich ähnlich, wie mit den Entscheidungsgründen 
eines ürtheils. Liest man diese, so braucht man den Tenor 
gar nicht zu kennen und weiss doch, wie erkannt ist. 

Bei den Geschworenen aber findet einem solchen Eesume 
gegenüber, wie v. Bar^) zutreffend bemerkt, möglicher Weise 
ein doppeltes Verhalten Statt. Entweder vertrauen sie dem 
Präsidenten und scheuen die eigene Verantwortlichkeit: dann 
werden sie eilig nach jeder auch nur scheinbaren Andeutung 
des Präsidenten haschen und liegt die Gefahr eines Missver- 
standnisses nur zu nahe; man darf wohl hinzufügen, die Ge- 
schworenen verkennen ihren Beruf, der ihnen zur Pflicht macht, 
aus ihrer eigenen Ueberzeugung das ürtheil zu schöpfen. 
Oder die Geschworenen halten sich an das dem Präsidenten 
etwa gesetzlich ertheilte Misstrauensvotum, welches ihm alle 
und jede Subjecüvität. des Vortrages verbietet, und geben nichts 
auf das Eesume, welches folglich werthlos ist. — Ueberhaupt 
widerspricht es den innersten Principien des Schwurgerichts- 
verfahrens, dass die Ansicht des Präsidenten irgend wie den 
Geschworenen offenbar werde, oder dass er sie wohl gar durch 
Gründe von der Schuld oder Unschuld des Angeklagten zu 
überzeugen suche, denn die Geschworenen sollen zwar durch 
die Processleitung des gelehrten Bichters dazu geführt werden, 
auf welchem formellen Wege sie ihre Entscheidung zu finden 
haben, diese selbst ist aber einzig und allein auf die Initia- 



*) V. Bar, Recht und Beweis im Geschworenengericht S. 325. 
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tive ihres Gewissens verstellt und dabei findet keine Vertre- 
tung oder Nachhülfe Statt. 

Eine ,,Eundgebung desjenigen Gresammteindruckes, welchen 
die Verhandlungen auf einen erfahrenen und in hervorragender 
Stellung mitwirkenden Berufsrichter gemacht haben", — das 
Postulat von Heinz e, a. a. 0. S. 91 — wäre doch jeden- 
falls eine neben der Beweisaufnahme bestehende Quelle, aus 
welcher die Geschworenen ihre Ueberzeugung schöpfen würden 
(giebt man dies nicht zu, so weiss man nicht, was jene Kund- 
gebung bedeutet) und durch die Einschiebung dieses Factors, 
welcher bei Bildung der intime conviction thätig würde, wäre 
der Grundpfeiler des Schwurgerichts gesprengt. 

Heinze führt dann noch weiter, S. 92, a. a. 0., aus: 
wenn der Assisenpräsident seine eigene Meinung sage, so 
werde er nicht so leicht missverstanden werden, als wenn er 
nach Art eines Französisch -Deutschen Kesumö's verfahre. 
Wenn man dies auch zugeben wollte, wenn es wirklich wahr 
wäre, dass die Geschworenen aus Missverständniss vielleicht 
in den Worten des Bichters Aeusserungen oder Andeutungen 
über Fragen finden, über welche der Bichter in Wirklichkeit 
sich nicht verbreitet hat, oder dass die Dinge, welche der 
Eichter darstellen wollte, von den Geschworenen nicht in der 
vom Bichter beabsichtigten Weise aufgefasst werden, so würde 
doch die Erzielung der höheren Deutlichkeit theuer genug 
erkauft; sein und man würde einen nur in concreto irgend 
wann einmal möglichen Vortheil gegen die immer und positiv 
vorhandenen Nachtheile, welche eine richterliche Meinungs- 
äusserung im Gefolge hat, eintauschen. Ohnehin ist die von 
Heinze in Aussicht gestellte Compensation da gegenstandslos, 
wo sich wie in England und dermalen nach geltendem Becht 
in Deutschland der Präsidialschlussvortrag zu einer reinen 
Kechtsbele]irung gestaltet. 

Eine gesetzliche Einwirkung gar des Präsidialamtes nach 
der Bichtung hin, dass der Vorsitzende die Geschworenen bezüg- 
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lieh der Schnldfrage überredete, wäre gegen die Logik des 
ganzen Instituts. Auch würde bei einer Meinungsverschieden- 
heit und spateren widersprechenden Erledigung der Schuld- 
frage das allgemeine Bechtsbewusstsein getrübt und verwirrt, 
es wüi'de dem Publicum die Achtung vor dem Verfahren, das 
Vertrauen auf die Pflege der Gerechtigkeit geraubt werden. 
Muss aber anderseits der Präsident seine Ansicht unterdrücken, 
so werden manche Geschworene an ihrer eigenen üeberzeugung 
irre werden, sie werden es nicht auf sich nehmen, ein an sich 
gerechtes Schuldig zu sprechen, wenn der Präsident selber 
dies nicht wagt. 

Es kommt hinzu, dass das Institut des Besume*s wegen 
des überwiegenden Einflusses einer Person als höchst bedenk- 
lich gelten^) muss und sich in der Praxis^) häufig geradezu 
als eine IJnterrichtung der Geschworenen darstellte, was es 
doch unter allen Umständen nicht hat sein sollen. 

Dem Präsidenten femer ist mit dem Besume ein Werk- 
zeug in die Hände gegeben, seine Beurtheilung des Ergeb- 
nisses der Vernandlungen der Jury zu insinuiren, ohne dass 
er genöthigt wäre, irgend welche Begründung darzubieten, und 
die Parteien sind gegen unrichtige und unvollständige Besume's 
in keiner Weise geschützt, denn für sie sind die Verhandlungen 
geschlossen. ' 

Mit Bücksicht auf alle diese Nachtheile hatte dann die 
Belgische und die frühere Braunschweigische Gesetzgebung das 
Besume ganz abgeschafft^). 



^) Dies Bedenken glauben wir nicht so leicht nehmen zu dürfen, 
wie der Verfasser der Abhandlang ^Üeber die Leitung schwurgericht- 
licher Verhandlungen^ bei Heuser, Annalen HI, S. 514, welcher 
meiat: „Auch ist es in der That ganz unmöglich, durch das Besume 
verständigen Geschworenen irgend eine Ansicht aufzudrängen.^ 

2) Ebmeier, Comm. z. N. St.-P.-0., S. 160. 

•) In Prankreich haben sich für die Abschaffiing viele' angesehene 
Juristen ausgesprochen, vgl. Mittermaier, Erfahrungen über die 
Wirksamkeit der Schwurgerichte, S. 185 ff., S.212. — Auch iu Belgien 
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Nach der Braunschweiger St.-P.-O. wurde gar keine Ee- 
capitulation der Verhandlungen gegeben; aber das ändert 
insofern nicht viel an der Sache, als die Beurtheilung des Prä- 
sidenten über die Schuldfrage meist ganz klar aus der Art, wie er 
den Angeklagten verhört, die Beweise erhebt, namentlich Zeu- 
gen und Sachverständige vernimmt, hervorgeht. Ob dem 
Präsidenten die Vernehmung des Angeklagten nicht gänz- 
lich de lege ferenda abzunehmen sei, ist quaestio altioris 
indaginiSy welche hier nicht zur Entscheidung steht, weil wir 
es mit dem Präsidialschlussvortrag zu thun haben. Soviel scheint 
gewiss, dass jedes Eesume und jede Bechtsbelehrung nur dann 
ihren Zweck erreichen können, wenn die inquisitorische Stellung 
des Assisenpräsidenten beseitigt wird und dass alle Vorschriften, 
die diesen zur Ertheilung einer Eechtsbelehrung mit oder ohne 
Eelation der Thatsachen berufen, nichts fruchten können, so 
lange ihm nicht der unmittelbare Einfluss in gedachter Rich- 
tung entzogen und nach Maassgabe accusatorischer Principien 
auf die Parteien üdertragen wird^). 



hat die Wiedereinfühnmg des Besmn^'s die meisten Stunmen gegen 
sich, V. Bar, Recht und Beweis, S.326, 330, — In der That ist in 
^ankreich ganz neuerdings (1880) ein Gesetz ergangen, welches das 
Resume in WegfeU gebracht hat. 

*) VergL Glaser, in v. Holtzendorffs Rechtslexicon 8, v. Re- 
smn^: ,^dererseits darf nicht übersehen werden, dass, während der 
Englische Vorsitzende während des ganzen vorausgehenden Verfahrens 
eine streng nnparteüsche Haltung bewahrt, dem Franzosischen die- 
selbe durch die ihm obliegende Vornahme der Verhöre des Angeklagten 
und der Zeugen nahezu unmöglich gemacht wird.*^ Vergl. Heuser, 
Annalen HI, S. 514 



E Die Rechtsbelehnmg in England'). 



.§. 2. 

In England heiTScht der strenge Accnsationsprocess^ 
nnd wird das Becht vorzugsweise durch die Entscheidungen 



*) Litteratur: Stärkte: A practical treatise on the lato of 
evidence, 3, edit. London 1842, — Stephen: Commentaries on the 
law8 of England (parüy founded on Blackstone), 2. edit, Lon- 
don 1848, 6. edit 1868, 

Best-Marquardsen, das Englische Beweisrecht §. 350ff. 
Mittermaier, das Englische, Schottische und Nordamerikanische 
Strafferfahren, Erlangen 1851. Büttimann, der Englische Civil- 
process, Leipzig 1851. Glaser, Anklage, Wahrsprach und Bechts- 
mitteL Derselbe, Die Englisch- Schottische StrafveifiEUsung. Gneist, 
Die Bildung des Geschworenengerichts. 

Adolphe Fr in 8, etude comperative sur la procidwre pinale 
ä Londrea et en Beigigue. 

') Eine wichtige Consequenz dieses Princips ist, dass die Beweis- 
au&aimie in die Hände der Parteien gelegt ist, die z. B. bei Zeugen 
das sogen. Kreuzverhör ansteUen. 

Die Alt-Englische Jury ist^ihrem geschichtlichen Ursprung 
nach und in der frühesten Periode ihrer Entwickelung kein coordinirtes 
Organ des Gerichts, sondern ein Beweismittel zur Fesstellung der strei- 
tigen Thatfrage, wozu das Gemeindezeugniss angerufen wurde. Die 
Juiy trat an die Stelle des Zweikampfes, welcher unter der Normannen- 
herrschafb das Hauptbeweismittel bildete. Wie dieser früher, entschied 
jetzt das VeredicAium der XII legales homines de mdneto über den 
gesammten Process, indem gefragt wurde, wer das bessere Becht habe. 
Das Zeugniss der zwölf Nachbarsleute entschied AnÜEUigs nur über 
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der Gerichtshöfe und,, was uns fremdartig vorkommt, durch 



einzekie Streitsachen. Dann wurde es vertragsmässig als Zeugniss 
der Jurata im Gegensatz der ipsa lege gegebenen Assisa auch auf 
solche Streitfälle angewandt, die im Hauptprocess als Incidentpunkte 
vorkamen Später verklang die Auffassung als Gemeindezeugniss. Die 
Jury war nicht mehr Beweismittel, sondern ürtheibfactor und Grundlage 
des Veredictum, nicht mehr das eigene Wissen der Geschworenen, 
sondern deren üeberzengung entschied auf Grund vorgelegter Be- 
weise; sie wurde Rieht er in der That. — lieber die Geschichte der 
Englischen Jury, s. F.A. Biener, das Englische Geschworenengericht 
1852, 1855, §. 1 bis 4 und passim; Planck, Systematische Dar- 
stellung §. 7, S.13; V. Bar, Recht und Beweis, S.5ff., S. 12. — Der 
geschichtliche Character des Wahrspruchs als Beweismittel zeigt sich 
auch heutzutage noch darin, dass der Gerichtshof das Yerdict seiner 
Entscheidung, ohne dass auf seine eigene Üeberzengung etwas ankäme, 
zu Grunde zu legen hat, Planck, a. a. 0., S. 198 199, während die 
Jury an die Rechtsbelehrung gebunden ist. In letzter Beziehung stan- 
den ursprünglich die Xlllegales homines de vicineto ganz frei und 
immer auf sich angewiesen, Planck, a. a. 0., S. 198 ff. — Fär die 
Franzosischie und die Deutsche Jury ist der Gesichtspunkt eines Beweis- 
mittels nie maassgebend gewesen, v. Bar, Recht und Beweis, S. 278, 
— Mit Blackstone, geb. 1723, gest. 1780, trat die Englische Rechts- 
literatnr in ein neues Stadium. Er war zuerst Advocat, dann Professor 
(1756), dann wieder Advocat und Deputirter, zuletzt Richter im Court 
of Common Fleas, Seine berühmten Commentaries, entstanden aus 
seinen academischen Vorlesungen, sind nicht etwa eine zwanglos 
Ck>mmentararbeit mit der jezt so beliebten aggregatmässigen Aü&tape- 
lung des Materials, sondern eine systematische Bearbeitung des Eng- 
lischen Rechtes im Ganzen, wenn auch Blackstones Systematik eine 
sehr lockere ist. Die Darstellung bei Blackstone ist klar und 
durchsichtig, Schwerfälligkeit ihm femliegend, er beherrscht den 
umfangreichen Stoff und hat dadurch mit seinen Werken Epoche 
gemacht. Für das Ausland ist Blackstone der Repräsentant des 
Englischen Rechtes geworden und gilt er in Amerika als Depositoxium 
des Common Law. Vgl. über Blacks tone den Artikel von Mar- 
qnardsen in Bluntschli-Brater, Staatswörterbuch II, 157. Das 
neueste Werk über Englisches Strafverfahren ist: Etüde comparative 
8ur la procidure penale ä Londres et en Belgique, Rapport adresse 
ä M. le Ministre de la JtMtice par M. Adolphe Prina, ProfeS' 
sew ä runiversäi de Bruxelles. — Bruxeües 1879. 

O. Freudenstein, Resum^ und Becfatsbelehrung. 2 
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• 

^e Vortrage der prfisidirenden Richter fortgebildet ^). — Das 
Yerhältniss des rechtsgelehrten Richters zur Jury ist folgendes- 
Die ersteren untersuchen und entscheiden, welche Rechtssatze 
im Allgemeinen auf den Fall anwendbar sind. Diese zeichnet 
der präsidirende Richter in seinem Schlnssvortrage concret vor 
und die Jnrj entscheidet innerhalb derselben nach ihrem freien 
und pflichtmässigen Ermessen und zwar in der Weise, dass 
die Entscheidung der Jury so ausfallen muss, dass der Schluss- 
Yortrag des Vorsitzenden gleichsam als die rationes decidendi 
betrachtet werden kann^. 

Der Gang des Verfahrens ist im Allgemeinen folgender; 

Dem vor die Gerichtsschranken (arrmgned) gestellten 
Angeklagten wird die Anklage (indictment) vorgelesen und er 
zunächst mit seiner Verantwortung (plea) gehört. Verzicht 
auf dieselbe durch fr^es Gestandniss hat sofortige Verur- 
theilung zur Folge. Der Angeklagte kann processhindemde 



^) Ueber Englisches Beweisrecht s. Glaser, in y. Holtzen- 
dorffs Handbuch L, S. 57 f.. Wichtig ist das law of evidence, wel- 
ches grosstentheils eine Casuistik des Rechtes für solche Fälle enthält, 
die zur Competenz der Juiy gehören. Das Englische Beweisrecht 
(rules of evidenee) ist Übrigens, yon wenigen gesetzlichen Bestim- 
mungen abgesehen, ein Ezcerpt aus den Schlussvorträgen derAssisen- 
präsidenten. VgL Best-Marquardsen, Engl. Beweisrecht, §.350, 
Anm.l. V. Bar, Recht und Beweis, S. 1)50. H. Meyer, in v.Holtzen- 
dorffs Handbuch H, S. 186, Note 9. 

^ De facto respondent juratores, de jure respondent judices, 
Biener, 1, S. 199; Planck, System. Daistellung, S. 199; v. Bar, 
Recht und Beweis, S. 6; Schaper, in v. Holtzendorffs Rechts- 
lencon s. v. Fragestellung, S. 435; Glaser, in v. Holtzendorffs 
Handbuch I, S. 59. Dieser Satz bedeutet, die Jury ist insoweit ver- 
pflichtet, der erklärten Rechtsansicht des Gerichts zu folgen und das 
Mittel, sie dazu zu zwingen, ist Verweifong ihres Verdicts. Freilich 
weiss man nicht, wie Planck, a. a. 0., S. 397 hervorhebt, ob die 
Jury auch wirklich Folge geleistet habe, weil das Verdict ohne Ent- 
scheidungsgründe ist. 
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Einwendungen*) vorbringen, über die zunächst entschieden 
werden muss, oder diese Einwände bei der Vertheidigung zur 
Hauptsache vorschützen. Erst nach dieser Verantwortung, 
falls weitere Verhandlung noch nöthig ist, sei es, dass der 
Angeklagte freiwillig sofort die Sache zum Spruch verstellte 
(plea of not guilty), oder nach Verwerfung seiner process- 
hindemden Einwendungen dazu gezwungen wird, folgt der Be- 
weis in der Hauptsache (trial). Dann wird die petty jury 
gebildet und werden ihr die einzelnen Beweise durch die Par- 
teien selbst vorgeführt ^). Die Anklageschrift ist meist sehr knapp 
gehalten und Adolphe Prins^) bemerkt in seiner Parallel- 
studie zwischen dem Belgischen (Französischen) und dem Eng- 
lischen Process: 

„2Vop souvent, Vacte ä'accusaüon, qui tient en 
Angleterre quatre lignes, est ches nous un morceau de 
litterature.^ 

In England giebt es wenige, aber mit ausgezeichneten 
Kräften besetzte Eichterstellen, welche nicht blos mit haupt- 
sächlich äusseren Ehren dotirt werden. Deshalb geben die 
Greschworenen , indem der Richter wie ein lebendes Orakel 
betrachtet wird, selten einVerdict ab, welches sich mit den recht- 
lichen Ausfahrungen des . prUsidirenden Bichters in Wider- 
spruch setzte*). 



*) Einrede gegen die Gerichtszuständigkeit, plea of the Juris- 
diction; des mangelnden Bechtsgrundes oder eines Formfehlers der 
Anklage — demurrer to the indictment und plea in ahatement — 
zerstörliche Einrede der Begnadigung und der Bechtskiaft — special 
plea in ha/r, 

^ S. darüber Stephen, Cap. 24 bis 26; Glaser, Die Englisch- 
Schottische Strafv^erfassnng, §. 278 fr.; Mitt er maier, Englische Straf- 
ver&ssnng, S. 341 ff. 

•) Adolphe Prins, etude comparative p. 57; vgl. auch meine 
Abhandlung im Magazin f. d. Deutsche Recht der Gegenwart U 
S. 153 ff. „Das Fragefeststellungsverfahren im Schwurgerichtsprocess.^ 

*') Rät ti mann, Der Englische Civilprocess, S. 390 bis 393. 

2* 
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Die Geschworenen sind im Strafprocess kdneswegs anf 
die Feststellung von nackten Thatsachen beschränkt, sie ent- 
scheiden auch, ob in den von ihnen constatirten Thatsachen 
die Merkmale des in Frage stehenden Verbrechens liegen. Ihr 
Wahrsprach erledigt mit der Antwort guilty oder not guilty 
die gesammte Anklage und findet die Vorlegung einzelner 
Fragestücke nicht statt. Sie werden einfach über den Inhalt 
der Anklage gefragt'), eine Formlosigkeit, wonach sie alle 
wesentlichen Punkte der oft weitläufigen Anklage herauszulesen 
gezwungen sind. In England werden die Fragen ersetzt^ 
durch höchst weitläufig entworfene, genau speciaMrende An- 
klageabschnitte (nicht durch mehre einzelne Fragen^, wie 
y. Bar, Becht und Beweis, S. 179, sagt), welche ein Surro- 
gat^) der Französisch -Deutschen Haupt- und Eventualfragen 
bilden. In der im Jahre 1865 wider Bumble yerhandelten 
Untersuchungssache, welcher durch Ausrüstung des Bapahannok 
für die Amerikanischen Südstaaten das Neutralitätsgesetz 
gebrochen haben sollte, stieg die Zahl dieser Fragesurrogate 



*) V. Bar, Becht xmd Beweis, S. 306. — Montesquieu, de 
Vesprit des lois I, livre sixüme chap, IV: En Angleterre Us 
Juris äeddent si le fait qui a Hi parte devant eüx est prauve 
ou non, et 8*il est prouve le juge prononce la peine, que la loi 
inflige pour ce fait, et pour celä ü ne lui faut que des yeux, — 
,^6 Jury gilt dem Engliischen Juristen bis heute als ein Beweismittel, 
welches er mit Gestandniss und ürknndenbeweis coordLnirt^, Budolf 
Gneist, die Bildung der Geschworenengerichte, S. 2. 

«) Planck, Systematische Darstellung, §. 137, S. 390, macht auf 
die gleichzeitige Function des Präsidialschlussvortrags aufmerksam, 
ein Surrogat der fehlenden Fragstellung zu sein. 

•) H. Meyer, in v. Holtzendorffs Handbuch etc. H, S. 147. 

*) H. Meyer, in v. Holtzendorffs Handbuch des Deutschen 
Strai^rocessrechtes U, S. 129, sieht mit Eecht in der Englischen Einrich- 
tung eine grosse Unvollkommenheit, welche zu ungerechtfertigten Frei- 
sprechungen führe, indem der Angeklagte offc absolvirt werde, obwohl 
er sich eines nur in der Anklage nicht richtig formulirten Delicts 
schuldig gemacht habe. 
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auf 1660- — Di© Antwort braucht sich nicht auf alle Ab- 
schnitte zu beziehen, ist z. B. angeklagt: 

a. zu tOdten; 

b. zu verstümmeln; 

c. schweres körperliches Leid zuzufügen; 
so lautet z. B. die Antwort: 

„Schuldig auf den dritten Abschnitt"*). 

Wenn der Angeklagte für not guilty plädirt, so werden 
von der Jury auch Entschuldigungsthatsachen mit berücksichtigt 
und ist der Richter von der Triftigkeit des Strafausschliessungs- 
grundes überzeugt, so weist er die Geschworenen an, Nicht- 
schuldig zu sprechen»). 

Im Allgemeinen kann man sagen, dass die Englische 
Jury die Schuldfrage entscheidet, doch leidet dies folgende 
Bestrictionen : 

a. Ueber die Zusammenfügung der einzelnen Merkmale 
zur Verbrechensdefinition, ausser wenn gegen 
die Regel der Verbrechensbegriff als solcher dem 
indictment einverleibt ist; 

b. üeber die Subsumtion deijenigen concreten Thatsachen, 



^) üeber eine ähnliche Zersplitterung der Fragen nach der Fran- 
zösischen Gesetzgebung des Cod d^instruction s. H. Meyer, That- 
und Rechtsfrage, S. 48 ff. 

^) Ein weiteres Beispiel: Angriff in drei Abschnitten nach der 
Absicht: 

a. zu morden; 

b. schwer zu beschädigen; 

c. ungesetzlich zu verwunden. 

Der Ankläger lässt z. B. a. und b. fallen, was er beim Accusations- 
process thun kann, und die Geschworenen antworten: 

„Schuldig ungesetzlicher Verwundung.'^ 

Indess auch ohne dies Fallenlassen kann derAssisenprasident den 
Geschworenen eröffnen, sie könnten den schwereren Abschnitt als z.B. 
durch Beweis nicht unterstützt unberücksichtigt lassen. 

•) Blackstone, commentaries on the law8 of England, IV 
chap, 4, p. 178 ff.; v. Bar, Recht und Beweis, S. 14, 19. 
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welche im indidment nur concret und nicht als 
gesetzliche Merkmale aufgeführt wurden; 
entscheidet der Assisenprasident. 

Lautet der Spruch der Jury auf Nichtschuldig, so ver- 
halt sich der Gerichtshof ganz passiv, die Sache ist von Rechts- 
wegen erledigt. Besultirt ein Schuldig, so ist damit ohne 
Weiteres die Strafbarkeit nach dem Gesetze fesi^estellt i) und 
der Bichter verhängt die Strafe. 

Auch da, wo ein Beweis von der Jury zu prüfen ist, kann 
ihr die Beurtheilung sehr schwieriger Bechtsfragen verbleiben. 
Die Lösung dieser letzteren und damit der ganzen Thatfrage^ 
ist aber die Jury befugt durch Specialverdict von sich ahzu- 
wenden, indem sie nur über den Beweis einzelner Thatsachen 
entscheidet, das Urtheil über deren Erheblichkeit jedoch dem 
Gerichtshof überlasst. Die althergebrachte Befugniss des Special- 
verdicts^ kommt besonders dann zur Anwendung, wenn die 
Jury über die richtige Zerlegung des Verbrechens in seine 
gesetzlichen Merkmale z|^eifelhaft ist und sich dann darauf 
beschrankt, die von ihr für bewiesen erachteten Thatsachen 
einzeln namhaft zu machen und dem Bichter das Urtheil über 
deren Zusammensetzung zu dem Begriff des angeschuldigten 
Verbrechens zu überlassen^). — Ist der Bichter der Meinung, 
dass ein allgemeines Gesetz unmittelbar auf den vorliegenden 
Fall anwendbar sei, so liegt eine Bechtsfrage vor, wenn aber 
eine Entscheidung nicht unmittelbar auf Grund einer solchen, 
sondern nach dem pflichtmässigen Ermessen erfolgt, welches 
sich aus einer allgemeinen Begel nicht ableiten lässt, so beginnt, 



^) Schaper, in v. Holtzendorffs Bechtslexicon, 8. v. Frag- 
stelluDg, S. 435. 

^) V. Bar, Becht und Beweis, S. 11. 

*) Hagens, über die Einfohrong der Geschworenengerichte, 
a. a. 0., S. 27. 

^) Planck, Systematische Darstell, §. 74, S. 199ff.; Schaper, 
in V. Holtzendorffs Bechtslexicon, s. v. Fragstellung, S. 435. 
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da es sich am eine Tbatsache handelt, das von der recht- 
lichen Ansicht des Gerichtshofs nicht mitbeherrschte Gebiet. 

Es wirken also Eichter und Geschworene auch bei den 
der Jury allein zur Entscheidung überlassenen Funkten eng 
zusammen. Das Gericht ist befugt, wenn saner Ansicht nach 
ein gegen das Recht verstossender Wahrspruch der Geschwo- 
renen vorliegt, diesen bei Seite zu schieben*) und nach den 
Grundsätzen des New triäl ein neues Verfahren vor einer 
andern Jury zu gewähren^. Indessen kann diese so wenig, 

■ 

als die erste Jury gezwungen werden, ein der Eechtsansicht 
der Richter conformes Verdict abzugeben*). Gegen ein Nicht- 
schuldig wird ein New trial nicht verstattet, selbst wenn 
nach der Ansicht der Richter ein Rechtssatz verletzt wäre, 
ausser, wenn der freisprechende Wahrspruch betrüglich, z. B. 
durch Bestechung extrahirt ist^). 

Dagegen können die Parteien ein New trial verlangen. 



^) Blackstone, cammentaries etc, III, 24, 25. 

^ lieber die Gestattimg des New trial durch den obersten Ge- 
richtshof s. Mittermaier, das Englische etc. Strafverfahren, S.5d0fi. 
Nach dem Statut von Massachusetts kann, wie Mittermaier, a. a. 0., 
8. 548 bezeugt, 'New trial anbefoblen werden, when it shall appear 
to te court that justice has not been done. 

Das New trial kann öfters wiederholt werden, Rüttimann, 
Engl. Civilprocess, § 392. 

•) „Die Belehrung über das materielle und Beweisrecht, welche in 
ihr (der Charge) der Vorsitzende ertheilt, ist für die Geschworenen 
bindend und sowie vermuthet werden muss, dass letztere sich an 
de gehalten haben, so müssen Rechtsirrthümer des Vorsitzenden (wo 
überhaupt ein Rechtsmittel offen steht) die Vemichtmig des Wahr- 
spruchs begrüoden.** Glaser, in v. Holtzendorffs Rechtslexicon, 
s, V. Resume, S. 379. 

*) In schwereren Straffallen (fehnies) kann in England ein New 
trial wegen Rechtsirrthums im Verdiete nie gegen den Willen des 
Vorsitzenden Richters verstattet werden; vgl, Mittermaier, das Eng- 
lische etc. StrafverG^en, S. 523 ff., S. 530 bis 532. 
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wenn der prasidirende Btchter den Geschworenen eine Mis- 
direction, eine falsche Bechtsbelehrang ertheilt hat^). 

Der Bichter ist regelmässig Mitglied des höchsten (Ge- 
richtshofs, des court of appeal^ und steht unter dessen Con- 
trole. Er hat auch die Befugniss, zweifelhafte Bechtsfragen 
dem court of appeai vorzulegen (Hagen s, a. a. 0., S. 27). 

Was nun das Yerhältniss des Englischen Bichters im 
Einzelnen in Ansehung der Bechtsbelehrung anbetrifft, so ist 
dies folgendes'): Der Präsident explicirt der Jury, ob mit 
Bücksicht auf die Sätze der Erfahrung die zu Tage getretenen 
Beweisgrunde Glauben verdienen und ob die etwa ausgesprochene 
Bejahung der Schuldfrage diejenige Objectivität verletze, welche 
die Basis eines Yerdicts bilden müsse. Dabei kleidet er seine 
Aeusserungen in hypothetische und conditionale Formen und 
versteigt sich niemals zu dem Ausspruch, dass er den Ange- 
klagten für schuldig halte'). Nur wenn er von der Unschuld 
desselben überzeugt ist, verbreitet er sich über die gesammte 
Schuldfrage und empfiehlt rückhaltlos, denselben freizusprechen. 
Im üebrigen verweist der Assisenpräsident die Geschworenen 
auf ihr eigenes Gewissen und auf eine autonome Prüfung, ob 
im gegebenen Falle die ihnen vorgetragenen Erfahiimgsgrund- 
sätze auch passlich seien. Er erläutert in abstracto den 
Werth der Beweismittel^), ohne zu vergessen, hinzuzufügen, 

^) Lautet das Verdict auf Schuldig, so kann der Angeklagte noch 
über die Thatsachen oder die Natur des Verbrechens neue Einwen- 
dungen vorbringen und dadurch den Ausspruch des ürtheils hindern. 
Werden de für zulassig erachtet, so fällt das Verdict weg und es 
kann nun ein neues VerfiEibren eintreten. Hagens, a. a. 0., S. 29. 

^ V. Bar, Becht und Beweis (pasaim), hat den Englischen Assi- 
senpräsidenten etwas zu idealistisch aufgefiisst und gezeichnet, wie er 
denn überhaupt ein, freilich denkender, Verehrer der Englischen Insti- 
tutionen ist 

*) Adolphe Prins, etude comparative 9ur la procMure pendle 
ä Landres et en Bdgique, p. 38. 

^) Glaser, in v. Holtzendorffs Bechtslenoon, a, v, Besum^, 
S. 379, merkt freilich an : «Die Verpflichtung, den Geschworenen auch 
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dass es immer der freien Würdigung der Jury anheimgestellt 
sei, ob sie in dem ihrer Entscheidung unterbreiteten Straffall 
dem Beweismittel die Kraft einer Erkenntnissquelle der Wahr- 
heit beimessen wolle. Oft handelt es sich im Englischen Pro- 
cess um die Frage, ob ein bestimmtes Beweismittel zulassig 
sei, es kann jedoch die eventuelle TJnstatthaftigkeit erst .con- 
statirt werden, wenn das Beweismittel benutzt und nach Lage 
der thatsächli<;hen Verhältnisse ein üeberblick gewonnen ist. 
Tn diesem Falle kritisirt der Präsident das Beweismittel negativ 
als ein inhabiles, welches von der Wahrheit abzuführen geeignet 
ist. Er ist befugt, wenn er dafür hält, dass ein condem- 
natorisches Yerdict in der stattgehabten Benutzung eines unzu- 
reichenden Beweismittels seine Begründung gefunden hat, das 
Urtheil auszusetzen und den Fall dem court of appeal vor- 
zutragen^), was ihm auch zusteht, wenn, wie er die Sache 
beurtheilt, Freisprechung erfolgen muss, weil der Inbegriff des 
ganzen Verfahrens nach den allgemeinen aus der Erfahrung 
gewonnenen Principien einen Schluss auf die Schuld des An- 
geklagten nicht erlaubt^). 



das Beweisrecht an die Hand zu geben, bringt die Nothwendigkeit 
einer Erörterung der thatflächlichen Ergebnisse der Verhandlung mit 
sich, wobei vom Vorsitzenden erwartet wird, dass er dem ürtheile der 
Geschworenen nicht vorgreife, eine Erwartung, die nicht immer in 
Erfüllung gehtl* Wie sehr der Assisenrichter in England übrigens 
den StraiFall in der Hand hat, beweist die Thatsache, dass viele Ver 
brecher die Flucht ergreifen, wenn ein Grossrichter von besonders 
strengem Charakter im Anzüge ist, und zurückkehren, wenn sie von 
den milderen Gesinnungen eines Andern eine günstigere Entscheidung 
erwarten dürfen. 

*) Ob und wann dies zu geschehen habe, darüber entscheidet die 
dtscreHon, das discretionäre Ermessen sei es des Assisenrichters, sei 
es des obersten Gerichtshofs. Denn wenn jede Rechtsfrage an den 
court of appeal devolvirt würde, so wäre dieser damit zu einem Ap- 
pellationsgericht degradirt, wie es mit dem Princip der Mündlichkeit 
und dem innersten Wesen des Geschworenengerichts unvereinbar wäre. 

*) Wenn nach seiner Ansicht, wie v. Bar, Recht und Beweis, 
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Aus dem Dargestellten folgte dass der Schlussvortrag des 
Assisenpräsidenten eine Bevision und Feststellung der abstracten 
Beweisgründe vorzunehmen und ihre von der Individualitat des 
Concreten losgelöste Beweistüchtigkeit festzustellen hat, während 
die Prüfung der Plausibilitat in subjectiver Beziehung ein 
Keservatrecht der Jury ist. 

Die Englische Jury ist zwar an die Bechtsbelehrung des 
Präsidenten gebunden. Aber eine ausdrückliche Gesetzesvor- 
schrift, welche einen Zwang enthielte, derselben zu folgen, 
existirt dennoch nicht; auch nach Englischer Auffassung ist 
es mehr eine Gewissenspflicht, wie eine rechtliche Verbindlichkeit, 
der Bechtsbelehrung des Bichters zu folgen, und ein starkes 
Motiv zur Erfüllung dieser Pflicht liegt in der Ermächtigung 
des Gerichtshofes, den fehlerhaften Schuldspruch vom Bechts- 
Standpunkte aus zu corrigiren *), d. h. zu verwerfen. 

Wir lassen hier eine Skizzirung des Englischen Assisen- 
präsidenten und seines Amtskreises abseiten eines in den Tra- 
ditionen des Code gross gewordenen Belgischen Professors der 



S. 321, es ausdrückt, die gesammte Verhandlimg ein unzulässiges Be- 
weismittel ist. In diesem Falle, wie auch, wenn es sich um die Zu- 
lässigkeit eines einzelnen Beweismittels handele, sei es Sache des 
Bichters, zu prüfen, ob eine objectiv sichere Grundlage für den ver- 
urtheilenden Spruch gegeben sei. 

*) V. Stemann, im Gerichtssaal XXVI, 363. Dass es für die 
Deutschen Bechtsverhaltnisse nicht passt, die Jury an die Bechtsbe- 
lehrung des Präsidenten zu binden, darüber ist man der Hauptsache 
nach einig; vgl. auch Heinze, Beilageheft, S. 99, zum Gerichtssaal 
XXVII, welcher als hauptsächlichste Gegengründe auffuhrt, das Deut- 
sche Princip collegialer Besetzung der Gerichtsbank, den unterschied 
der Stellung des Präsidenten in der Gerichtsverfassung, die Verschie- 
denheit des materiellen Bechts in England und in Deutschland, sowie 
den Umstand, dass man doch einem Juristen, der etwa in der Ge- 
schworenenbank sich befindet, eine von der seinigen abweichende 
Bechtsansicht nicht aufdrängen kann. Dennoch will Gneist (Vier 
Fragen) an dem Gebundensein der Jury an die Bechtsbelehrung de 
lege ferenda festgehalten wissen. 
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Universität Brüssel, Adolphe Prins, folgen, velcher 1879 
auf Geheiss des Justizministers das Englische Strafverfahren 
stadirte und über den Vorsitzenden der Jnry folgendes berich- 
tet hat: 

j^Penäant Vaudience, il ecrit, pour ainsi dire, sous 
la dictee et possede donc au moment de faire son resume 
un comte rendu detaille des debats; il a attssi le dossier 
de la Police court Aide de ces documents, il presente 
atix juris un commentaire juridique qui a surtout pour 
but de leur expliquer leur mission. 

Cest une analyse minutieuse de la cause; eile deter- 
mine en droit comme en fait le probUme ä resoudre; le 
juge degage la question dominante; montre les Solutions 
diverses auxqtielles on peut aboutir suivant que Von 
ajoute foi ä teile deposition, ou ä tel Systeme: il note 
tous les incidents de nature ä peser sur la deliberation; 
il indique les ßonditions exigees pour que Vevidence existe, 
les regles de la preuve, les eonsequences du doute 
ou. de la certitudcy les eonsequences legales du ver- 
dict, en ayant soin de ne faire ni un plaidoyer ni un 
requisitoire. 

H est impossibU ä un komme intelligent qui se livre 
ä une teile etude de ne pas avoir une opinion et de ne 
pas la manifester. Les magistrats anglais savent 
cependant eloigner de leur resume toute opinion subjec- 
tive\ pour ne donner qu'une opinion objective: celle, 



^) In der mehrerwähnten Schrift: J&tude comparative sur la 
procedure pendle ä Londres et en Belgique, rapport adresse ä M, 
le ministre de la justice par M. Adolphe Prins, professcur ä 
l'universiti de Bruxelles p, 38. 

^) Es ist nicht anfzuklaren, wie Heinze, im Gerichtsaal XXYIl, 
S. 90, 64 behauptet, in England wisse Niemand von einem Verbot, 
dass der Präsident mit seiner Meinung znrückbalten müsse, es werde 
namentlich eine Aensserung desselben über die Beweisfrage überall 
für zulässig gehalten und erst seit der Degenerirung der Juiy auf 
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qui doit resuUer, pour la majorite des hommes, des faits 
tels quHls se presentent 

Dans les cos vraiment doutetix, tautefois, quand il 
faut se borner strictement ä eclairer des jures hesitants, 
ä leur apUmir la voie, sans les infltiencer, la täche est 
incontestablement delicate^ et ce pouvoir, d!un maniement 
si difficile et d'une responsdbilit4 si considerable, acquiert 
une gravüe extrSme.^ 

Das ist die Thellnng der Arbeit in den Englischen 
Schwurgerichten; der Präsident deducirt aus der absoluten 
Bechtsordnung unter nur hypothetischer Subsumtion der con- 
creten Thatmomente, welche er durch Kundgebung einer deci- 
siven Stimme nicht berühren darf, den Fall ausgenommen, 
wenn er Freisprechung f&r indicirt hält; die Geschworenen 
würdigen die individuellen und subjectiven Beziehungen des 
Falles. Dort ist die Seele, hier die Leiblichkeit des Verfahrens. 
Vermöge seiner juristischen Fähigkeiten und seines Berufes ist 
der Schwurgerichtspräsident zur Entwickelung einer solchen 
Thätigkeit vorzugsweise qualificirt, während ihm auf der andern 
Seite die nur selten zu urtheilenden Functionen herangezogenen 

Französischem Boden, seit dem Begiment des Code, welcher eifer- 
süchtig die Grenzen zwischen Geschworenen und Bichtem feststelle 
und durch Vorschriften nach Art eines Exercierregl^nents noimire, 
sei dem Bichter der Mund verbunden. Diese Ausführung ist, wenn 
man Biener, Mittermaier, Gneist, v. Bar u. A. glauben darf, 
wenn die im Text mitgetheilte Bestätigung von Adolphe Prins 
Wahrheit ist, entschieden unrichtig. £in gesetzliches Verbot, 
wonach der Präsident seine subjective Ansicht bei sich behalten 
müsse, existirt freilich nicht, weil ja fast der ganze Englische Straf- 
process ungeschriebenes Gewohnheitsrecht ist und namentlich die Macht- 
vollkommenheit des Präsidenten durch d^n Gerichtsgebrauch in ihren 
wichtigsten Aeusserungen regulirt wird. Man kann aber sagen, dass 
sich in England eine feste Praxis dabin gebildet hat, dass der Assisen- 
richter seine Meinung (Freisprechung bei Seite gelassen) nicht einmal 
soll durchblicken lassen und wir haben viele und stunmeneinhellige 
Nachrichten, dass diese Praxis legis vicem erlangt hat und gewissen- 
haffc befolgt wird. 
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Geschworenen darin die Wage halten, dass sie die ihnen ver- 
mittelten Eechtssätze mit dem hellen Verstände, den die Viel- 
gestaltigkeit der Lebensverhältnisse, mit welchen der Einzelne, 
ein Jeder in seinem Kreise, in Berührung kommt, zur Vollen- 
dung gedeihen Hess, mit dem rechten Takt zur Anwendung 
zu bringen vermögen. Freilich entsteht oftmals ein Grenzstreit 
der ineinander verschwimmenden Gebiete. Die Englischen 
Juristen sprechen sich deshalb dahin aus, die Handhabung des 
Law of evidence sei allermeist eine Sache der Discretion des 
Präsidenten der Jury *). So kann man, wie v. Bar^ exempHfi- 
cirt, nach allgemeinen Erfahrungsgrundsätzen einen testis de 
auditu als eiije verdächtige Erkenntnissquelle der Wahrheit 
betrachten; wenn aber das unbeschworene, aussergerichtliche 
Zeugniss eines Sterbenden vom Vorsitzenden für zulässig erklärt 
wird, weil, wie in der Erfahrung gegründet, es nicht anzu- 
nehmen sei, dass jener die Unwahrheit sage^), so spielt dies 
bedeutend hinüber auf das Gebiet der individuellen Erwägung 
^ des Falles im Einzelnen und es erhellt, dass sich eine unfehl- 
bare Grenze der Competenzgebiete nicht immer abmarken lässt. 



^) Starkie, Law of evidence, p, 534 ff. 

*) V. Bar, Eecht und Beweis, S. 321. 

•) Vgl. den Aussprach des Glossators Bartolus: Nemomoriens 
immemor censetur aeternae säliäis. — Die in England geltende 
gesetzliche Beweisthöorie darf man nur nicht mit üurer Namensge- 
nossin aus dem gemeinrechtlichen Inquisitionsprocess verwechseln; sie 
ist davon ebenso verschieden, wie die Theorie freier Beweiswürdigung 
von der Robespierre 'sehen Theorie der moralischen Beweise; vgl 
Adolphe Prins, etttde comparative sur la procSdure pendle ä 
Londres et en Belgique, rapport adresse ä M, le ministre de la 
justice (BruxeJles 1879) p, 35: „Toutefois, la thiorie de la preuve 
anglaise n'a rien de cammun non plus avec V absurde et monstmeux 
formdlisme de Vandenne preuve legale, La loi de Vevidence est 
astreinte ä des regles, mais ce sont surtout des rhgles de logiqtte et 
dies ont pov/r bid de danner ä la certitude des hases logiques." — 
Ueber die „Theorie der moralischen Beweise* s. meine Schrift: »Die 
Strafrechtspflege im Schatten der Politik*, S. 19 ff. 



DL Die Rechtsbelehnmg der Reichs- 
strafprocessordnimg'). 



§. 3. 

Reichsstrafprocessordnung, §. 300: 

„Der Vorsitzende belehrt, ohne in eine Würdi- 
gung der Beweise einzugehen, die Geschworenen über 
die rechtlichen Gesichtspunkte, welche sie bei Lösung 
der ihnen gestellten Aufgabe in Betracht zu ziehen 
haben. 

Die Belehrung des Vorsitzenden darf von keiner 
Seite einer Erörtemng unterzogen werden/' 

Vgl. Reichsstrafprocessordnung, §. 306: 

„Glauben die Geschworenen vor Abgabe ihres 
Spruches einer weiteren Belehrung zu . bedürfen, so 



^) Litteratur: Goltdammer, in seinem ArchiY ü, S. 174; 
UUmann, Oesteireichische Strafprocessordnnng, S. 545; y. Bar, 
Becht und Beweis, B. 311S, xmd passim. H. Meyer, in t. Holtzen- 
dorffs Handbuch II, S, 184 ff.; nnd die Eingangs des §. 2, S. 16, 
Note 1 angezogene Litteratur. v. Schwarze, im Gerichtssaal XlX, 361; 
Gneist, Vier Fragen, S. 154f.; Löwe, Stra^rocess, S.314; Glaser, 
Anklage etc., §. 20, Nr. 2; John, das Deutsche Stra^rocessr., S. 66. 



i 
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wird diese auf ihren Antrag durch den Vorsitzenden 
ertheilt, nachdem sie zu dem Zweck in das Sitzungs- 
zimmer zurückgekehrt sind. 

Ergiebt sich Anlass zur Aenderung oder Ergän- 
zung der Fragen, so muss der Angeklagte zur Ver- 
handlung zugezogen werden." 

Aehnlich schrieb schon die Bayerische Strafprocessord* 
nnng, Art. 171> vor: der Präsident ,,setzt zunächst die Merk- 
male auseinander, welche das Gesetz zum Thatbestand der den 
Gegenstand der Anklage bildenden üebertretung fordert und 
bezeichnet diejenigen Punkte, auf welche sie ihre Aufmerk- 
samkeit Yorzüglich zu richten haben, ohne jedoch in die Be- 
weise der Thatsachen einzugehen'^ 

Die Braunschweigische Strafprocessordnung, §. 138, 
Abs. 2, setzt fest: 

„Nachdem der Präsident sodann, wenn er dies f&r nOthig 
oder zweckmässig findet, oder wenn die Geschworenen einen 
desfaMgen Antrag gesteUt haben, den letzteren die in Frage 
stehenden Gesetze und die rechtliche Bedeutung der gesetz- 
lichen Ausdrucke nöthigenfalls auch die zum Thatbestande des 
angeschuldigten Verbrechens gehörigen Merkmale auseinander- 
gesetzt hat, erklärt er die Sache für geschlossen.'' — 

Der Standpunkt, welchen §. 300 der Beichss^trafpro- 
cessordnung einnimmt, ist im Wesenüichen, materiell 
betrachtet und wenn man die Hauptsache ansehen wiU, der- 
jenige des Englischen Assisenpräsidenten ^). Das Besum^ ist 



*) Damit soU aber durchaim nicht gesagt sein, der Assisenpräsi- 
dent stehe unserem Vorsitzenden gleich, es ist hier nur von den Ma- 
terialien der Bechtsbelehnmg, d. h. von demjenigen Sto£fe die Bede, 
welcher zmn Gegenstand des Vortrags gemacht wird. Im Uebrigen 
BoU unvergessen bleiben, dass in England die SteUung des Bichters 
und der Juiy völlig verschieden ist von der SteUung der gleichnamigen 
Processsubjecte in Frankreich und Deutschland, dass namentlich die 
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grftndlich beseitigt und darin liegt, was festzuhalten ist, dass 
es jetzt nicht mehr Aufgabe des Vorsitzenden ist, eine recapitu- 
lirende Expectoration der in der Yerhandlang vorgekommenen 
Thatsachen zu bieten. Dies liegt darin, dass einmal die Be- 
stimmung, wonach eine solche Belation zu geben war, fort- 
gefallen ist, sodann auch darin, dass dem Vorsitzenden die 
Würdigungder Beweise, d. h. die Subsumtion der That- 
sachen unter die in Ansehung der Beweiserhebung geltenden 
Processregeln, sowie der Ausspruch einer dispositiven Meinungs- 
äusseruDg nach ausdr&cklicber Vorschrift des §. 300 untersagt 
ist^). Dagegen ist es dem Vorsitzenden unbenommen, auch 
solche in der Verhandlang vorgekommene Thatsachen, welche 
zu ihrer Feststellung eines Beweises bedurft haben, in der 
Eechtsbelehrung zu erwähnen, wenn er nur sich davon fern- 
hält, zu verlautbaren, dass er diese Thatsachen für bewiesen 
erachte. Er wird also sagen dürfen: „Nach §. 260 der 



Geschworenen nicht an die Bechtsbelehrong gebunden sind, dass durch 
den law of evidence das freie Ermessen der Geschworenen in feste 
und enge Grenzen gewlesen ist, dass bei der einfacheren und durch- 
sichtigeren Anlage des Englischen HauptverÜEthrens die Geistesarbeit 
der Englischen Geschworenen regelmässig minder verwickelt ist, sich 
leichter überschauen nnd bewältigen lässt, als bei uns, so dass es in 
England, wie Heinz e, Beilageheft zum Gerichtssaal XX VIT, S. 93 
bezeugt, zu den seltenen Ausnahmen gehört, dass die Juiy sich zur 
Berathung des Verdicts aus dem Sitzungssaal in ihr Berathungszimmer 
zurückzieht. VgL auch was AdolphePrtns, itude comparative sur la 
procedure pendle ä Londrea et en Belgigue, p, 38, von der Bechtsbeleh- 
rung, dem Summing-up der Engländer sagt : On ne saurait apprecier cette 
phase de Vavdience en la separant des moeura et du temperament 
anglais et des tradüions de la magistrature, Dass wir unsere Juiy 
nicht an die präsidiale Rechtsbelehrung binden köimen, folgt schon 
aus der Unmöglichkeit, unsere Gerichtsbank mit einem einzigen Ju- 
risten zu besetzen, Heinze, a. a. 0., S. 99, und keinesficdls wird es 
gelingen, diesem Einzelrichter diejenige Stellung zu vindiciren, wie 
dem Englischen Assisenpräsidenten, dem typischen, die maassgebende 
Praxis personificirenden Mitgliede der Westminsterhöfe. 

*) H. Meyer, in v. Holtzendorffs Handbuch U. S. 187 
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ReichsstrafprocessordDung stellt es den GeschwoFenen 
frei, zu befinden, welches Gewicht sie den Aussagen des Zeugen 
X und des Arztes beimessen wollen; sie können je nach ihrer 
freien ans dem Inbegriff der Verhandlungen geschöpften üeber- 
zeugung die bekundeten Thatsachen, dass etc. für bewiesen 
erachten oder ihnen den Glauben versagen. ErsterenFaUes würde, 
wie der Vorsitzende die Sache auffasst^), der §. 210 des Straf- 
gesetzbuchs zur Anwendung kommen müssen, wenn zugleich 
die Geschworenen die ihnen vorgelegte Hauptfrage bej^en 
werden." 

Diese Belehrung würde dem Zweck des §. 300 nicht ^t- 
sprechen, wenn der Präsident z. B. sich ausliesse: 

„Durch die Aussage des Zeugen X ist bewiesen" etc. 

Denn das wäre keine Eechtsbelehrung mehr, sondern die 
Abgabe eines voti, einer vom §. 300 verbotenen Würdigung 
der Beweisthatsachen. 

Es ist ein Irrthum, welchen Löwe^ vorträgt: 

„Selbstverständlich kann die Erwähnung der concreten 
Thatsachen, soweit dieselben nicht etwa durch ein Zugeständ- 
niss des Angeklagten vollständig ausser Zweifel gestellt sind, 
stets nur eine hypothetische sein." 

Denn die Thatsachen der Verhandlung an sich können 
auch, soweit es zum Zweck der Rechtsbelehmng erforderlich 
ist, positiv hingestellt werden, aber immer mit einem rekUa 



*) Nur die Würdigung der Beweise ist dem Präsidenten 
verwehrt. 

») Lö we, Commentar zu §. 300 R.-St.-P.-0., Note 1. Richtig H. 
Meyer, in 7. Holtzendorfrs Handbuch 11, S.187: ^Es ist femer 
im Sinne des Gesetzes zu behaupten, dass der Vorsitzende seiner Auf- 
gabe nicht genügte wenn er die far die betreffenden Fragen maass- 
gebenden Gesichtspunkte nur im Allgemeinen (in abstracto) auffahrt, 
ohne sich mit der Anpassung der letzteren an die concrete Sachlage 
zu befassen; vielmehr ist es im Sinne seiner Angabe gelegen, die in 
Betracht kommenden rechtlichen Gesichtspunkte mit Bücksicht auf 
die vorliegende Sachlage zu entvdckeln.^ 

G. Freud enstein, Baatuiiä und Bechtsbelehnmg. 3 
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refero; sie dürfen nur nicht als auf eignem Urtheil über die 
Beweisau&ahme beruhende Behauptungen eingekleidet sein. 
Es macht bezüglich der Form keinen unterschied, ob ich sage : 
jfDer Zeuge X hat die Thatsache A bekundet. Wenn sie nach 
der Beweisregel N als wahr angenommen werden sollte, so ist'' 
etc., oder: „Wenn die Thatsache A nach der Beweisregel N 
als wahr angesehen werden sollte^) etc.'' 

Löwe hatte also sagen müssen, nicht die Erwähnung, 
d. h. die Belation der Thatsachon muss eine hypothetische 
sein, sondern das Votum darüber, ob sie als festgestellt, 
als wahr anzusehen seien. 

Desgleichen trifft es zu, was H. Meyer ^ behauptet, es 
solle: „Die Anpassung der rechtlichen Gesichtspunkte an die 
Gestaltung des vorliegenden Falles, wenn sie correct sein soll, 
stets nur einen hypothetischen Charakter tragen düifen." Die 
Subsumtion nämlich hat der Vorsitzende in conditionaler, hypo- 
thetischer Form vorzunehmen. 

Noch grösser wäre das Missverständniss, wenn man die 
Vorschrift des §. 300 dahin missverstehen wollte, der Präsi- 
dent dürfe Thatsachen gar nicht erwähnen, sich gar 



^) Auch hier ist die Erwähnung der Thatsache streng genom- 
men nicht einmal conditional; dies würde nur zatreffen, wenn es hiesse 
„Wenn der Zeuge die Thatsache bekundet hat.^ Eine aplche Fassang 
wkre aber ein Nonsens und der Präsident würde damit entweder 
bekunden, dass er nicht aufgemerkt hat oder seinen eigenen Ohren 
nicht traue.' 

Der Vorsitzende ist zur Aeusserung seiner eigenen Meinung m 
Bechtg&agen nicht verpflichtet. Er wird, wie der Bericht der 
Beichstagscommission, S. 7, ausführt, „bei der Rechtsbelehrung sich 
auf die Wissenschaft und auf die Praxis stützen; es wird in Fällen, 
wo die Auslegung eines Gesetzes streitig ist, vöUig genügen, wenn 
der Vorsitzende die Geschworenen darauf, dass die Auslegung streitig 
sei, und auf die hierüber bestehenden verschiedenen Meinungen hin- 
weist, ohne hierbei verpflichtet zu sein, seine eigene Mei- 
nung zum Ausdruck zu bringen.^ 

^ H. Meyer, in v. Holtzendorffs Handbuch U, S. 187. 
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nicht auf sie beziehen. Das wäre erstlich factisch nnmöglich ^) 
und ein, wie unstreitig* ist, nicht ausführbarer Versuch 
der Trennung von That- und Rechtsfrage, welche doch die 
Beichsstrafprocessordnung beseitigt hat. 

Sodann aber wurde der Zweck der Bechtsbelehrung, wenn 
nicht verfehlt, so doch in sehr unvollkommener Weise erreicht 
werden. Hier triflPt zu, was v- Bar^ ausfuhrt: Es sei eine 
Darlegung der in Betracht kommenden rechtlichen Gesichts- 
punkte in einer der Mehrzahl der Geschworenen verständlichen 
Weise nur möglich unter Berücksichtigung der Umstände des 
concreten Falles^), also unter Darlegung des Beweisresultates 
wenigstens in gewissem Umfange. Ohne dieses werde 



«) Vgl. Dalcke, Comm. zu §. 300 R.-St.-P.-0., Note 3: „Jeden- 
falls ist es durchaus nicht unzulässig, bei der Bechtsbelehrung auch 
auf das Gebiet des Thatsächlichen zurückzugreifen, da ohne dies eioe 
Erörterung der Rechtsfragen nicht selten unmöglich ist. In den Mo- 
tiven ist dies auch ausdrücklich hervorgehoben.« Vgl. Motive, S. 179, 
und die Aeusserungen der Regierungscommissäre v. Arnsberg, Oehl- 
schläger und Prof. Gneist's in der Justizcommission, Protocolle 
S.468; V. Schwarze, Comm. zu §. 300 R.-St.-P.-0., Note 1; Löwe, 
Comm. das., Note 1. 

*) V. Bar, Recht und Beweis, S. 236. Die Ausführung v. Bar*s 
beziehti sich auf die Art. 171, bezw. 138 Abs. 2 der Bayerischen resp. 
Braunschweigischen St.-P.-O., welche ein ähnliches Princip der Rechts- 
belehrung, wie §. 300 R.-St.-P.-0. vertreten; s. oben im Text. 

») Vgl. Motive zur R.-St.-P.-O., S. 202: „Die Rechtsbelehrung 
soll die individuelle Lage des zur Entscheidung stehenden Falles ins 
Auge fassen.^ Siehe auch Berichte der Reichstagscommission, S. 78: 
„Die Ausdehnung, wie die Beschränkung der Rechtsbelehrung selbst, 
wird nicht Gegenstand der Anfechtung Seitens der Parteien sein kön- 
nen; sie ist in dieser Richtung lediglich in das Ermessen des Vor- 
sitzenden gestellt, jenachdem er nach Lage der Sache, wie nach 
der Bedeutung der einschlagenden Rechtssätze und nach deren leich- 
terem oder schwererem Verständnisse für den Laien eine ausgedehntere 
oder kürzere Rechtsbelehrung für geboten erachtet.^ Schon für das 
Resum^ galt der Satz, dass es „völlig dem sachgemassen Ermessen 
des Vorsitzenden anheimgestellt und jeder Controlle, wie durch An- 
träge so auch durch Rechtsmittel, entzogen bleibt, sowohl was seine 

8* 



— 38 — 

der Vortrag zu einer theoretischen Auseinandersetzung, welche 
dem Präsidenten langweilig und den Geschworenen vielfach 
unverständlich sei^). 

Es ist also unter keinen Umständen dem Vorsitzenden 
die Befdgniss entzogen, die einzelnen in Betracht kommenden 
Thatsachen, wie sie in der Beweisaufnahme vorgefahrt worden 
sind, hervorzuhehen und indem immer subintelligirt wird, dass 
die Jury sie als bewiesen oder nicht bewiesen ansehen sollte, 
die Bechtsbelehrung danach zu accomodiren ^. Erst in der 
Anpassung an das Thatsächliche kann sie zum vollen Ver- 
standniss gelangen, ohne dass den Geschworenen in Beziehung 
auf die Schuldfrage, deren Entscheidung allein in unvertret- 
barer Weise auf ihr Gewissen und ihre Ueberzeugung ver- 
stellt ist, ein unzulässiger Bath oder eine Unterrichtung ertheilt 
würde. 

Ausgeschlossen ist von der Bechtsbelehrung die Würdi- 
gung der Beweise'). Dies versteht sich in dem Sinne, wie 

Haltung^alswasseine Vollständigkeit angeht.^ Heuser, AnnalenXVI, 
Hefb 3, S. 323, Erk. des Ober -Appellationsgerichts Berlin, von 1869. 
Ebenso Erk. des Reichsgerichts Leipzig, v. 28. Jan. 1880, in Becht- 
sprechnng des Beichsgerichts I, S. 284, 

1) VgL auch Löwe, Comm. zu §. 300 R.-St.P.-0., Note 1. - 
V. Bar bemerkt, S. 327, zutreffend, dass die Rechtsbelehrong in rechter 
Art und Weise weder so leicht za geben, noch so leicht zu verstehen 
sei, wie auch von einem Schriftsteller gegen das Schwurgericht richtig 
geltend gemacht werde. « 

^ So auch die Commentatoren, vgl. Schwarze, Coram. zu§.300 
B-St.-P.-0., Note 1: Löwe, eod., Note 1. 

*) VgL hierzu den bei Berathnng des Preussischen Gesetzes 
V. 3. Mai 1852 zu Art. 80 gemachten Vorschlag der Commission: „Er 
(nämlich der Vorsitzende) ist belogt, hierbei seine Ansicht über das 
Gewicht der Beweisgründe za äussern;^ s. hierüber Goltdammer's 
An&ätze in seinem Archiv II, 164, 338: «Ueber die Stellung des ver- 
sitzenden Eichters zu den Geschworenen.* Nach der Württember- 
gischen St.-P.-O. von 1868 war es dem Präsidenten nicht verwehrt, 
auch auf das Thatsächliche des eingezogenen Beweises Bücksicht za 
nehmen. — Für Sachsen vgL v. Schwarze, die Stra^rocessgesetzo 
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oben bei Entwickelang des Englischen Eechtes bezüglich 
der Stellung d«s Assisenpräsidenten ausgeführt ist. Nur die 
concrete Beweisfrage, als einen Theil der Schuldfrage darf 
derselbe nicht durch eine dispositive Meinungsäusserung berüh- 
ren, während es ihm und, nach §. 300 R.-St -P.-O., dem Vor- 
sitzenden des Deutschen Schwurgerichts nicht entzogen 
ist, die abstracten Beweisregeln den Geschworenen zum Ver- 
ständniss zu bringen ^). Er darf ihnen also im Einzelnen über 



für das Königreich Sachsen, U, Heft 2, S. 62; s. im üebrigen noch 
Protocolle, S. 464; Motive, S. 178f ; Commissionsbericht, 
S. 78f.; L ö we , Strafprocess, S. 314; v. Seh warz e, im Gerichtssaal XIX, 
S. 364if.; Thilo, Comra. zur R.-St.-P.-0., z. §. 300, Note 1. 

^) Schon V. Stemann, Gerichtssaal XXYI, S. 861, schlug eine 
Bechtsbelehrmig vor, wie sie das jetzt geltende Recht legalisiri; hat: 

jjDer Vorsitzende hat dabei die Anklage mid deren Aendenmgen 
in der Frage zu erklären und die gesetzlichen Bestimmungen über 
den Thatbestand des in Rede stehenden Verbrechens auseinander zu 
setzen. Die Darlegung der in Betracht kommenden rechtlichen Ge- 
sichtspunkte ist aber häufig in allgemeia verständlicher Welse nicht 
möglich ohne Beachtung der vorgeführten Beweise, man wird daher 
dem Vorsitzenden gestatten müssen, sich über das Gewicht der Be- 
weise in gewissem Umfange auszusprechen, es darf dies nur nicht 
dazu führen, die Selbstständigkeit der Geschworenen in ihrem ürtheil 
zu gefährden. Wenn wir auch weder positive noch negative Beweis- 
regeln als bindende, mit dem Charakter einer Rechtsregel behaftete 
Normen anerkennen, so besitzen wir doch einen Schatz von Erfehrungs- 
regeln, den wir bei Beurtheüung eines concreten Straffalles nicht 
unbeachtet lassen dürfen, wenngleich die Erfahrungsregel in ihrer 
Allgemeinheit den Anspruch nicht erheben darf, auf jeden concreten 
Fall anwendbar zu sein. Ist es nun richtig, dass rechtsgelehrte stän- 
dige Richter mehr nach allgemeinen Regeln urtheilen, Geschworene 
mehr die Individualität des Einzelfalles ins Auge hsaen, so kann es 
für letztere von grosser Wichtigkeit sein, dass ihre Aufinerksamkeit 
auf jene ihnen femer liegenden aUgemeioen Erfahrungsregeln hinge- 
lenkt und ihnen auseinandergesetzt werde, welcher Werth nach Maass- 
gabe der Erfahrung den einzelnen Beweisen in der Regel beizumessen 
sei, um dadurch in geeigneter Weise die ihnen allein und auf eigene 
Verantwortung hin obliegende Prüfung vorzubereiten, welchen Werth 
die Beweise nach der Individualität des besonderen Falles besitzen. 
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das Prindp der freien Beweiswürdigang ^) (§. 260 B.-St.-F.-0.) 
über die Glaubwürdigkeit von Zeugen und Sachverständigen 
in abstracto Vortrag halten« Er wird ihnen den aus der 
juristischen Erfahrung geflossenen Bechtssatz verdeutlichen, 
dass Personen, welche nach §. 56 B.-St.-P.-0. unbeeidet ver- 
nommen werden müssen, nicht den Glauben verdienen^ wie 
beeidigte Zeugen, dass jene zwar Sie Wahrheit sagen können, 
aber anzunehmen ist, dass sie dieselbe regelmässig nicht sagen 
wollen. Ein Bechtssatz ist femer, dass die Bichter und 
folglich' auch die Geschworenen an das Gutachten der Experten 
nicht gebunden sind^, dass sie vielmehr dasselbe in Beziehung 
auf seine Schlflssigkeit und sonstige Begründung zu prüfen 
und ein eigenes Urtheil sich darüber zu bilden haben. Nur 
wenn der Vorsitzende selbst dies Urtheil spi*äche oder bei 
einem bestimmten Zeugen im concreten Fall sich dahin aus- 
liesse, dass derselbe nach §. 56 B.-St.-P.-0., weil unbeeidigt 
vernommen, keinen Glauben verdiene, würde er aus dem Bah- 
men der Bechtsbelehrung heraustreten und in das Berufsgebiet 
der Geschworenen hinübergreifen'). 

Nach Maassgabe dieser Begeln kann die Ausführung von 
John^) für zutreffend nicht erachtet werden: „Da nach 
St.-P.-0. §. 300 es in schwurgerichtlichen Sachen dem Vor- 
sitzenden untersagt ist, bei Belehrung der Geschworenen in 



Dabei wäre dem Vorsitzenden jede Meinungsäussening über das Gre- 
sammtresoltat der Verhandlung, über die Frage, ob der Angeklagte 
für überführt zu erachten oder nicht, zu untersagen.^ 

») Löwe, Comm. zu §. 300 B.-St-P.-0., Note 2. 

') Bichard Eduard John, in v. Holtzendorffs Encyklo- 
pädie I, Strafprocess, S. 758. Es verhalt sich hier nicht anders, wie 
bei den übrigen Beweismitteln; das Geächt ermisst die Glaubwürdigkeit. 

■) Ein Bechtsmittel gegen solche üebergriffe giebt es aber nicht. 
Ein in der Beichsjustizcommission beantragter Zusatz, vgL Proto- 
colle, S. 465, 470, die Verletzung qu. als absoluten Nichtigkeitsgrund 
zu bezeichnen, wurde abgelehnt; Protocolle, VgL auch S. 588. 

*) John, das Deutsche Strai^)roces8recht, S. 49; S. 66. 
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eine Würdigung der Beweise einzugehen, so fehlt es dem 
heutigen schwurgerichtlichen Verfahren an jedem Mittel, den 
Grundsätzen, von deren Befolgung die Zulässigkeit des Indicien- 
beweises abhängt, Anerkennung zu verschaffen." Die Wür- 
digung der Beweise und ihr Verbot schliesst im Gering- 
sten nicht aus, dass der Jury die ganz abstracten Begeln des 
Anzeigenbeweises klargelegt würden. 

Auch H. Meyer ^) hat sich so ausgesprochen: „Etwas 
Anderes wäre es, wenn die Gesetzgebung als Aufgabe des 
Vorsitzenden hinstellte, >die bei der Beurtheilung der Beweisr 
frage iu Betracht kommenden Beweisregeln den Geschworenen 
darzulegen, wie dies in England der Fall ist. Und zwar 
hat eine solche Darlegung von Beweisregeln keineswegs nur 
da ihre gute Bedeutung, wo, wie in England, bestimmte gesetz- 
liche Beweisregeln bestehen (rules of evidence), sondern es 
könnte auch unabhängig von solchen gesetzlichen Beweisregeln 
der Vorsitzende angewiesen werden, den Geschworenen das Ge- 
wicht und die Bedeutung der vorgekommenen Beweismittel 
nach den Begeln der Vernunft und der Erfahrung auseinander 
zu setzen." 

Soweit die Bechtsbelehrung in zulässiger Weise That- 
sachen erwähnt oder hervorhebt, ist sie an den Inhalt der 
Verhandlungen gebunden geradeso, wie auch die Fragestellung. 
Wie aber bei Verletzung dieses Grundsatzes durch den Vor- 
sitzenden zu verfahren sei, darüber enthält die Beichsstraf- 
processordnung keine Regel ^. Es kann nicht zweifelhaft 
sein, dass in solchen Fällen, wenn also vom Präsidenten That- 



*) H. Meyer, in v. Holtzendorffs Handbuch des Deutschen 
Stra^rocessrechts U, S.186, Note 9. Desgleichen v. Bar, Bechtund 
Beweis, S. 350ff. 

*) Nach den Processordnungen von Württemberg 1848, 1868, 
Oldenburg 1857, Hannover 1859, Bremen 1863 und 1870 war 
eine Erneuerung der Verhandlung und Beweisaufnahme vorgeschrieben. 
Wenn die B.-St.-P.-0. eine solche BestimmuDg ausliess, so war gewiss 
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Bachen herangezogen werden, welche nicht Gegenstand der 
Verhandlung nnd Beweisanfhahme bildeten, wenn dieser also 
pflichtwidrig gehandelt hat dadurch, dass er den Verhandlungs- 
Stoff and damit die leitenden Motive nnd Momente der üeber- 
zengnng der Geschworenen wissentlich oder fahrlässig ver- 
fälschte, den Parteien 'das Becht zustehen mnss, über diese 
Nova eine Emeuening der Verhandlung und Beweisaufnahme, 
femer nöthigenfiEÜls Vervollständigung der Fragestellung zu 
beantragen, um damit zu constatiren, dass die Bechtsbelehrung 
ffilschlich ertheilt sei. Wer jieBO instaurcUio causae dem 
Angeklagten abschlQge, würde es gutheissen, dass er ungehört 
verurtheilt und in seiner Vertheidigung beschränkt würde. 
Man kann auch nicht argumentiren, das Gegentheil müsse 
stattfinden, weil ja die Bechtsbelehrung nicht Gegenstand einer 
Erörterung Seitens der Parteien sein dürfe. Denn hier han- 
delt es sich gar nicht um eine Bechtsbelehrung, ja nicht ein- 
mal um eine irrige, sondern um eine actenwidrige DaxsteUung 
des Verfahrens, welche, wenn z. B. die allegirten Thatsachen 
aus Voruntersuchungsacten entnommen sind, die Grundpnn- 
cipien des ganzen Verfahrens ausser Anwendung setzen, als 
Oeffentlichkeit, Mündlichkeit und Unmittelbarkeit, sowie das 
Princip der Ertheilung rechtlichen Gehörs an den Angeklagten. 

Wird also der oben erwähnte Antrag des Angeklagten 
auf instOittratio causae abgelehnt, so unterliegt das Urtheil 
der Vernichtung im Wege der Bevision. 

Solchergestalt schliesst sich überall das Institut der Deut- 
schen Bechtsbelehrung an sein Vorbild, den Schlussvoi-trag des 
Englischen Assisenpräsidenten an. In England wird die 
Schwierigkeit einer ausdrücklichen, die Befugnisse des Präsi- 
diums in ihrem Kerne zusammenfassenden gesetzlichen For- 



hierftir die ErwägODg maassgebend, dass man bei keinem Präsidenten 
solche flagrante Ueberschreituigen voraussetzte, daher eine Bepression 
für überflüssig hielt. 
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roulirang, welche gänzlich fehlt, durch eine vieljährige Praxis 
nnd das Yerständniss der gesammten Nation für das Institut 
der Jury ersetzt^). Bei uns aber ist eine solche formale Fest- 
stellung nöthig, weil die Eeichsprocessordnung auf 
einer Coalition zweier sich widersprechender Grundideen beruht, 
(Accusations- und Inquisitionsprincip) aus denen eben wegen 
dieses Contrastes die Principieu der einzelnen Bechtssätze 
mit Sicherheit sich nicht erschliessen lassen. 

Aus der consequenten, den Englischen Process beherr- 
schenden Accusationsmaxime folgt dagegen mit Nothwendigkeit 
diejenige Stellung, welche dem Assisenpräsidenten, wir sagen 
nicht zugewiesen, sondern welche in Wahrheit aus dem Princip 
selbst herausgewachsen ist, so dass eine andere Stellung des 
Vorsitzenden ohne Inconsequenz gar nicht denkbar wäre. Es 
ist deshalb Sache einer richtigen, den wahren Willen des Gesetz- 
gebers erkennenden Interpretation, dem im §. 300 B.-St.-P.-O. 
niedergelegten Gedanken seine richtige und erspriessliche An- 
wendung zu sichern. Dies kann nur geschehen, wenn wir 
Yoll und ganz uns von den Beminiscenzen de^ Besume's lossagen 
und uns wenigstens in dieser Beziehung von der Strömung 
des Englischen Processes mit forttreiben lassen, auch aus dem 
Französischem System lediglich das entlehnen, was dessen 
unübertroffene Meisterschaft) im Formenwesen auch für uns 
als etwas Brauchbares geschaffen hat. Dennoch ist es nicht 



*) V. Bar, Eecht und Beweis, S. 327. v. Stemann, im Gerichts- 
saal XXYI, S. 363. unterstützt wird jenes Yerständniss durch die 
eigenartige Beschaffenheit des Bechtsstoffes in England. Hier finden 
wir, ähnlich wie im prätorischen Edicte, möglichst detaillirte, dem 
Einzelfall angepasste xmd darum spröde und scharflinige Bechtsbe- 
griffe und Bechtssätze; bei uns dagegen, entsprechend der wissen- 
schaftlichen Grandlage unserer Gesetze, allgemeine, systematische, 
abgerundete, bis zu einem gewissen Grade elastische Sätze. Wir 
haben mehr Spielraum für die freie Geistesarbeit der Interpretation, 
während in England die PräJudicien der Westminsterhöfe mit der 
Kraft einer authentischen Interpretation autoritative Geltung haben. 
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möglich, dass wir völlig anbesehen das dem Englischen Assisen- 
Präsidenten zustehende imperium anf den Vorsitzenden miseres 
Schworgerichts übertrügen^). 

Dies geht schon deshalb nicht an, weil jener, wie der 



^) üeber die Unübertragbarkeit des Englischen Rechts auf Deutsch- 
land vgl. Denkschrifk des Prenssischen JnstizministerB (Berlin 1873), 
S. 22. Es möge verstattet sein, eine Aüsföhrcmg v. Bar*8 aus der 
Vorrede za dessen epochemachendem Werke Recht nnd Beweis ini 
Geschworenengericht, ans welchem anch die Reichsstrafprocess- 
ordnung so manchen Gedanken sich angeeignet hat, hier einzulegen. 
Nachdem v. Bar die anch von der Reich sstrafprocessordnnng 
erfüllte Forderung angestellt, dass die gesammte Schuldfrage den 
Geschworenen zu überweisen, giebt er folgende Charakteristik: „In 
dem Englischen Geschworenengerichte findet diese wesentliche Theü- 
nähme des Richters an der Entscheidung der Schuldfrage sich ver- 
wirklicht. Man möchte glauben, dass, wie in England, jenes Ver- 
haltniss des Richters zu den Geschworenen allmählich sich gebildet hat, 
so dass bei uns im Laufe der Zeit dasselbe sich ergeben werde, ohne 
dass die Entwickelung neuer Rechtssatze durch Wissenschaft und Ge- 
setzgebung erforderlich oder auch wunschenswerth sei. Aber die Stel- 
lung unseres Schwurgerichtspräsidenten ist mit derjenigen der Eng- 
lischen Richter nicht zu vergleichen, unsere Gerichtsverfassung durch- 
aus verschieden von der Englischen und die Verhältnisse, unter denen 
das Geschworenengericht in England langsam sich entwickelt hat, 
waren andere, als diejenigen, unter denen es auf dem Continente als 
ein fertiges Institut eingeführt ist. Glauben, dass bei der jetzigen 
Eiorichtung des schwurgerichtlichen Verfahrens ein wesentlicher An- 
theilan der Entscheidung der Schuldfrage dem Präsidenten oder dem 
Richtercollegium im Laufe der Zeit von selbst zu&Uen werde, heisst 
daher gleiche Wirkungen von ungleichen Ursachen erwarten. Das 
gegenwärtige Verfahren stellt im Wesentlichen Richter und Geschwo- 
rene gleichsam als zwei getrennte Mechanismen neben einander, wäh- 
rend es eines organischen Zusammenwirkens beider Factoren der Rechts- 
pflege bedarf, um das Geschworenengericht zu einer Einrichtung zum 
Schutze und zur Verwirklichung des Rechtes im wahren Sinne zu 
machen. 

Als Ziel der Reformvorschläge müsste es daher erscheinen, den 
Geist der Englischen Institutionen, die bei den Geschworenen die Ach- 
tung vor dem Gesetz und dessen Organe, dem im Namen des Sou- 
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Eömische Prätor, eine lebendig fliessende Quelle der Eechts- 
erzeugung und Fortbildung des Strafrechtes ist, wodurch schon 
von selber Potenzen der Amtsgewalt desselben beigemischt 
werden, für welche uns zwar nicht das Verstandniss fehlen 
würde, die jedoch schon mit der Stellung unseres Vorsitzenden 
als Inquirenten des Hauptverfahrens unvereinbar sein würden; 
abgesehen davon, dass auch im XJebrigen die Beichsstraf- 
processordnung, wie der Französische Process, trotz der 
Heuchelei accusatorischer Formen wesentlich auf den Inquisi- 
tionsprincipien beruht. 

Wir müssen davon ausgehen, dass der §. 300 den Eng- 
lischen Process hat nachahmen wollen; es ist deshalb aUes 
dasjenige von dort zur Erläuterung und Interpretation herbei- 
zuziehen, was die Natur der Sache zulässt. Unstatthaft würde 
es z. B. sein, unsere Geschworenen lege lata zu verpflichten, 
der Bechtsbelehrung des Präsidenten Statt zu geben bei Mei- 
dung der Verwerfung des Verdicts und Berufung eines New 
trial. Denn unsere 'Schwurgerichtspräsidenten sind nicht 
Bechtsquellen, sie sind nicht Mitglieder eines Court of appeal. 
Das New trial ist femer nur ein Nothbehelf ^) in dem ver- 
kümmerten und verkrüppelten Englischen Kechtsmittelsystem, 
an Stelle dessen wir aus dem Französischen Process das viel 
feinere und namentlich in Beziehung auf die Formen mit 
höchster Vollkommenheit durchgebildete Cassationsverfahren 
erworben haben ^. Es wäre ein Fehler gewesen und gedanken- 



veräns das ürtheil fallenden Gerichtshofe mit der Freiheit der Ueber- 
zeugung verbinden, in diejenigen Formen zu bringen, welche von dem 
Scharfsinn der Französischen Juristen erfanden, für das schwnrgericht- 
liche Verfahren bei uns in Kraft und unentbehrlich sind.* Vgl. noch 
V. Bar, a. a. 0., S. 334. 

*) Etwa dem Werthe nach auf einer Stufe stehend mit der gemein- 
rechthchen transmissio (zctorum, der Actenversendung. 

*) Planck, System. Darstell., S. 525 bis 563; Zachariä, Hand- 
buch des Deutschen Stra^rocesses II, S. 634fl&; John, beiv. Holtzen- 
dorff, Encykl: I, Süa^rocess, S. 775 if,; Schaper, das. s. v. Nich- 



. .- . . 
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lose Nachbeterei, wenn die Beichsstrafprocessordnnng 
den Streit^), ob man die Greschworenen verpflichten solle, der 
Sechtsbelehnmg unbedingt zu folgen, im bejahenden Sinne 
entschieden hätte. Durch Schweigen hat sie . aber das Gegen- 
theil angeordnet und ist der allgemeine Satz, dass auch die 
Bechtsanwendung den Geschworenen zufällt, nicht alterirt wor- 
den'). Die Eeichsstrafprocessordnung hat deshalb 
auch consequent einen Antrag der Beichstagscommission, dass 



tigkeitsbesch werde, üeber die Englishen Rechtsmittel vgl. Gneis t, 
Vier Prägen, S. 149, 154. 

») Vgl. darüber v. Schwarze, Comm. zu §.300R.-St.-P.-O., Note 1. 

') Dass die Geschworenen nicht verbmiden sind, der präsidialen 
Bechtsbelehrang zu folgen, befürworten Heinze, strafyrocessiiale £r- 
örterongen, S.99ff.; Gutachten von Lamm und Teichmann in den 
Verhandlungen des 14. Deutschen Juristentags I, Heft 2, S. 127 ff., 
S. 145ff.; H. Meyer, in v. Holtzendorffs Handbuch H, S. 188f.; 
Löwe, Conun. zu §. 300 R.-St.-P.-0., Note 5. Nach der Reichsstraf- 
processordnung ist diese Meinung unzweifelhaft richtig. Demnach 
brauchen die Geschworenen der ihnen in concreto ertheilten Beleh- 
rung nicht zu folgen, können vielmehr, wenn diese von ihnen für irrig 
gehalten wird, auch dissentiren, sich dem Staatsanwalt oder Verthei- 
diger anschliessen oder eine selbstständige Ansicht schöpfen. Das 
leuchtet ohne Weiteres ein, wenn man erwagt, dass unter den Ge- 
schworenen vielleicht auch ein Jurist sich befindet, dem man doch 
unmöglich zumuthen kann, der von ihm für unrichtig gehaltenen 
Prasidialbelehrung zu folgen. Vielmehr verhalt sich die Sache so, wie 
sie H. Meyer, That- und Rechtsfrage, S. 9, pracisirt hat: 

„Die Geschworenen verhalten sich in Betreff aller Rechtsfragen zum 
Vorsitzenden genau so, wie dieser sich zu den gelehrten Hülfsmitteln seiner 
Rechtskenntniss verhält, d.h. sie sind verpflichtet, das, was sie auf Grund 
der Belehrung des Richters als Recht erkennen, auch wirklich 
zur Anwendung zu bringen.^ 

Wie der Gesetzgeber de lege ferenda verfahren solle, ist aber 
noch in der Theorie bestritten und diese Controverse gehört zu den- 
jenigen, denen eine lange Dauer beschieden scheint. Für die bindende 
Kraft; der Rechtsbelehrung sprach sich aus Wahl her g in dem Gut- 
achten des 13. Deutschen Juristentages (Verhandlungen I, S. 29 ff.); 
üllmann, Gutachten für den 14. (Verhandlungen!, Heft 2, S. 158 ff.) 
und Gneist, auf dem Deutschen Juristentag von 1878. 
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im Interesse der Eechtsmittelinstanz auf Antrag der Staats- 
anwaltschaft oder des Yertheidigers bestimmt bezeichnete Sätze 
der Bechtsbelehrung vom Vorsitzenden schriftlich zu fassen^), 
zu verlesen und dem ProtocoUe beizuf&gen seien, abgelehnt. 
— Ebenso wurde im Abschnitt von der Revision die von 
der Commission beschlossene^) Ergänzung verworfen, dass 
eine durch das Protocoll festgestellte Bechtsbelehrung des Vor- 
sitzenden, welche einen Eechtsirrthum enthält, die Revision zu 
Gunsten des Angeklagten begründen solle, wenn nach Lage 
der. Sache nicht ausgeschlossen sei, dass diese Rechts- 
belehrung auf den Spruch der Geschworenen Einfluss gehabt 
habe. Zuungunsten des Angeklagten — so war beantragt ' — 
sollte Revision zulässig sein, wenn positiv anzunehmen stehe, 
dass die irrige Rechtsbelehrung auf den Spruch der Geschwo- 
renen eingewirkt habe^). 

*) S. V. Schwarze, im G^richtssaal von 1867, S. 364. InderOester- 
reichischen St.-P.-0. von 1873 kann jede Partei Protocollirung der 
Rechtsbelehrong begehren, mid auch der Jnristentag von 1876 war 
dieser Meinung; vgl. die Gutachten von Wahl b er g und Stöckel 
(in den Verhandl. des 13. Deutschen Juristentags I, S. 29 ff. S. 166 ff.) 
und die Verhandlungen selbst II, S. 172ff., wo Thomsens Anträge 
angenommen wurden. 

^ Der in zweiter Lesung von der Reichejustizcommission gefasste 
Beschluss ging dahin: ^Eine durch das ProtocoU ^festgestellte Rechts- 
belehrong des Vorsitzenden, welche einen Rechtsirrthum enthält, 
begründet die Revision zu Gunsten des AngeMagten, wenn nach der 
Lage der Sache nicht ausgeschlossen ist, zu Ungunsten des Ange- 
klagten, wenn nach Lage der Sache anzunehmen ist, dass diese Rechts- 
belehnmg auf den Spruch der Geschworenen Einfluss gehabt hat.^ 
Dieser Beschluss wurde später dahin abgeändert: „Eine durch das 
Protocoll festgestellte Rechtsbelehrung des Vorsitzenden, welche einen 
Rechtsirrthum enthält, begründet die Revision, wenn nach den Um- 
ständen des Falles anzunehmen ist, dass die Rechtsbelehrung auf den 
Spruch der Geschworenen Einfluss gehabt hat.^ Beide Beschlüsse 
erlangten nicht Gesetzeskraft und wurden im Interesse des Zustande- 
kommens des Gesetzes ein Opfer schwachmüthiger Compromisspolitik. 

•) ProtocoUe, S. 464ff:, ö88ff., 998ff. Bericht, S. ISfL 
Sten^gr. Berichte des Reichstags, S. 986. 



I 
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Nachdem man sicli einmal dagegen ausgesprochen hatte, 
dass die Rechtsbelehrung bindend sein sollte, hatte inso- 
weit die Protocollimng derselben keinen Zweck mehr; anders 
bei der irrigen Rechtsbelehrung. Denn hier mnss im Zweifel 
angenommen werden, dass sie von der Jury befolgt sei und 
hätte man mindestens eine beantragte Fixirung der angeblich 
irrigen Rechtsbelehrung nachlassen sollen. Danach halten wir 
nicht für schlüssig, was H. Meyer^) dedncirt hat : „Dennoch 
ist nur zu billigen, dass jener Vorschlag keine Aufnahme in 
die R.-St.-P.-O. fand. Da nämlich wie wir gesehen haben, es 
nicht richtig wäre, die Geschworenen an die Rechtsansicht des 
Vorsitzenden zu binden und da überdies kein Mittel besteht, 
um erkennbar zu machen, ob die Geschworenen sich wirklich 
der Rechtsbelehrung des Vorsitzenden anschlössen, so ist die 
auf eine irrige Rechtsbelehrung begründete Anfechtbarkeit des 
.Wahrspruchs nur als eine widerspruchsvolle Einrichtung zu 
bezeichnen." Allein nur dann könnte eine Protocollirung als 
unnütz und, wenn man will, widerspruchsvoll bezeichnet 
werden, wenn die Geschworenen an die Rechtsbelehrung 
gebunden sind. Dagegen besteht bei einer irrigen Rechtsbe- 
lehrung ein sehr guter Grund, die Protocollimng und damit 
die Anfechtbarkeit des Spruchs zu gewähren und dieser Grund 
wird durch den Hinweis Meyer*s, dass die ürtheile damit 
schwankend würden, nicht beseitigt. 

Es ist die Revision wegen Unrichtigkeit der Rechts- 
belehrnng unstatthaft; es ist auch nur die Registratur^) zu 



*) H. Meyer, in v. Holtzendorfrs Handbuch H, S. 190. 

*) Löwe, Comm.zu§.300 R.-St.-P-0., Note 6. Dalcke, Comm. 
zu §. 300 R.-St.-P.-0., Note 2. Die Rechtsbelehrung bildet ein esaen- 
tiale proces8ii8, darf also bei Nichtigkeitsstrafe nicht unterbleiben und 
es kann, dass sie stattfand, nur durch das Protocoll erwiese» werden. 
Einer VerdoUmetschang an den Angeklagten bedaif es nicht, weil er 
es nicht ist, der belehrt wird. — üeber die ünzulässigkeit der Revi- 
sion s. noch Erk. des Reichsgerichts Leipzig v. 28. Jan. 1880, in 
Rechtsprechung des Reichsgerichts I, S. 284. 
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ProtocoU nach §. 274 E.-St.-P.-0. vorgeschrieben, dass das 
Formale der zn ertheilenden Bechtsbelehmng gewahrt sei, ohne 
dass der Inhalt derselben irgend wie in Betracht kame^). 

Da sich der Vorsitzende über die Frage: Ob Schuldig? 
jeder Meinungsäusserung zu enthalten hat^), so wii'd er sich 
nach dem Becht der Eeichsprocess Ordnung auch nicht 
über das Gesammtresultat der Verhandlung in dem Falle 



^) Dieser Verfassung der Geset^ebung ist wohl nicht beizupflichten. 
Mit Recht empfiehlt Gneis t, Vier Fragen, S. 136, dass hier wegen unrich- 
tiger Rechtsbelehrung, welche natürlich immer zu protocolliren sein würde, 
ein Cassationsgesuch, wie in England, Platz greife. Gneist äussert 
sich wie folgt, a. a. 0., Note *): „Im Englischen Recht greifen hier 
die Rechtsmittel wegen unrichtiger Rechtsweisung ein. Die Englischen 
Assisenrichter sind ohnedies selbst Mitglieder des Reichsgerichts, in 
stetiger Verbindung nut dem Gerichtscollegium, welches jeder von 
ihnen repräsentirt. In Deutschland, wo keine solche Centralisation 
besteht, bedarf es der Verbindung des Assisenpräsidenten 
durch das Rechtsmittel der Cassation, welche bisher nur 
in einigen Gesetzgebungen hergestellt ist (Oesterreich und 
Sachsen). Ohne diese Verbindung fehlt der Rechtweisung die noth- 
weudige Autorität und umgekehrt fehlt dem Strafgesetzbuch jedes 
Organ der Geltendmachung, wenn nicht die irrige Rechtsweisung ihr 
Gegenstand ist. In der That steht das Deutsche Stra%esetzbuch bis 
jetzt in der Luft; denn ein Rechtsmittel, welches ex post gegen das 
von einem Gerichtsmitgliede redigirte schriffcliche UrtheU gegeben wird, 
trifft die Geschicklichkeit des Referenten, nicht aber den Punkt, 
worauf es ankommt, dass das Strafgesetz in seinem richtig verstan- 
denen Sinne vor dem Spruch der Geschworenen zur Eenntniss, und 
damit zur Anwendung gebracht werde.** 

Diese Ausführungen treffen in der That das Richtige. Man mnss 
zugestehen, dass auch der Präsident irren kann und wird und dass 
sich die Jury in der Regel nach seiner Rechtsbelehrung richten wird. 
Daraus ergiebt sich von selbst die Folge, dass mi in Deutschland 
Schwurgerichtserkenntnisse haben werden, welche auf einer notorisch 
oder doch einer besseren juristischen Erkenntniss gegenüber inigen 
Rechtsanschauung fassen, ohne dass ein Rechtsmittel dagegen gegeben 
wäi'e. Und gegen diesen Missstand schützt nicht Oeffentlichkeit, 
Mündlichkeit oder CoUegialität. 

«) H. Meyer, in v. Holtzendorffs Handbuch II, S. 186, 187. 
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äussern dürfen, dass er fest überzeugt ist, der Angeklagte 
werde freigesprochen werden^). Dem Englischen Assisen- 
richter ist dies, wie wir oben gesehen haben, gestattet, was 
sich ans der grösseren Intensität der Präsidialgewalt in Bezie- 
hung auf das Gebundensein der Jury betreffs des Bechts- 
punktes erklärt. Denn der Assisenvorsitzende ist gleich dem 
Prätor eine lebendige Eechtsquelle und deshalb hat seine Em- 
pfehlung zur Freisprechung einen ganz besonderen Nachdruck. 
Er greift damit allerdings in das Gebiet der Schuldfrage 
hinüber; allein durch diesen nämlichen üebergriff erklärt er 
letiztere für unerheblich, weil überall keine Schuld vorliege; 
er weiss, dass die Geschworenen ihm folgen werden, als einem 
Orakel des Bechtes^ und kennt die Thatsache, dass die Ge- 
schworenen höchst selten ein mit der Eechtsansicht des Assi- 
senpräsidenten nicht in Einklang zu bringendes Verdict^ 
abgeben. Sein imperium ähnelt im Verhältniss zum Greschwo- 
renen demjenigen des Eömischen Prätors zum judex wenn 
er sein judicare juber e, die 5'ormel ertheilend, ausübt*). 

Anders verhält sich dieses in Beziehung auf den Präsi- 
denten des Deutschen Schwurgerichts. Seine hauptsächlichsten 
Functionen sind inquirirende und er ist nicht einmal insofern 
autonom, als er nur den Sprecher des Gerichtshofs bei der 
Bechtsbelehrung vorstellt. Es folgt aus seinem Verhältniss 
zum Gerichte, dass er die Ansicht des letzteren nicht nur 



^) Eine auch nur fiEdcaltative Befugniss zur Meinungsäusaerong 
würde sich in der Praxis schnell zu einem mindestens moralischen 
Zwange gestalten, denn wenn der Vorsitzende schweigen würde, wo er 
reden darf, würde dies den Geschworenen als ein Indiz für die Schuld 

erscheinen. 

') Ein Aussprach von Blackstone, bei Büttimann, der Eng- 
lische Civilprocess, §. 390. 

*) Büttimann, a. a 0., §. 393; v. Bar, Bechtu. Beweis, S. 11. 

*) Keller, der Bömische Civilprocess und die Actionen (fünfte 
Außgb., Leipzig 1876), S. 9. 
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nicht ignorirenO darf, sondern die Belehrung ans dem Sinne 
und Geiste desselben zu ertheilen hat, wenngleich es ihm nicht 
verwehrt sein kann, seine etwa abweichenden subjectiven Bechts- 
anschauungen im Vortrag zur Geltung zu bringen^). Auch 
bei der Fragestellung, als deren Subject, sei es bei der Extra- 



») Löwe, Comm. zu §.300 R-St-P.-O., Note 4b. — Namenilich 
würde auch schon aus diesem Grunde der Vorsitzende nicht durch- 
blicken lassen dürfen, dass er den Angeklagten für unschuldig halte, 
weil er, einmal abgesehen davon, dass dies überhaupt unstatthaft ist, 
über die Stimmen der Beisitzer nicht verfügt. 

Vgl. im Uebrigen Voitus, Comm. zu §. 300 R.-St.-P.-0., Note 2; 
Thilo, eod., Note 1. 

^) Diese Meinung ist nicht unangefochten geblieben und ihr haben 
widersprochen: Puchelt, Comm., S. 482; Voitus, Comm., S. 317; 
Dalcke, Comm., S. 205, R.-St.-P.-0. Man beruft sich darauf, dass 
das Gesetz eine Beschlussnahme über die Bechtsbelehrung nirgends 
vorschreibe und ebensowenig könne das Gregentheü aus der Stellung 
des Präsidenten, der vielmehr hier völlig souverän sei, gefolgert wer- 
den. Beide Gründe sind unzutreffend. Zu einer Beschlussfassung 
kommt es in der Begel und so lange nicht, als keiner der Beisitzer 
Einsprache gegen die Bechtsbelehrung erhebt. Geschieht dies aber, 
so leidet §. 237 R.-St.-P.-0. Anwendung, wonach, wenn eine auf die 
Sachleitung bezügliche Anordnung des Vorsitzenden von einer bei der 
Verhandlung betheiligten Person als unzulässig beanstandet wird, das 
Gericht entscheiden soll Puchelt, Comm., S. 397, und Dalcke, 
Comm., S, 156, rechnen zwar zu den „betheiligten Personen" nicht 
die Beisitzer, schHessen diese vielmehr aus; indessen ist mit Löwe, 
Compi., S. 604, das Gegentheil anzunehmen und nicht einzusehen, wie 
der Wortlaut des Gesetzes dem entgegenstehen soll, was Dalcke, 
a. a. 0., behauptet. Das gerade Gegentheil ist der Fall, denn auch 
die Richter sind „an der Verhandlung betheiligt''. Auch die Stellung 
des Präsidenten im Processsystem spricht für unsere Meinung. Denn 
die Bechtsbelehrung hat ausser ihrer processleitenden Natur eine 
wesentlich materielle Seite und in dieser Beziehung ist immer das 
einseitige arhii/rium des Assisenpräsidenten ausgeschlossen; so 
z. B. bei Feststellung der Fragen. Und welche Unznträglichkeiten 
müssten herbeigeführt werden, wenn der Vorsitzende eine nach 
Meinung der anderen Richter rechtsirrthümliche Belehrung an die 
Jury austheilte, wenn diese ihr folgte, einen nach Ansicht der Bei- 

O. Freadenstein, Resumö und Rechtsbelehrtmg. 4 
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hinuig eines ausdrücklichen Gerichtsbeschlusses über eine Frage, 
sei es, dass die Formnlimng des Vorsitzenden stillschweigend 
von den nicht die Berathnng begehrenden Beisitzern gebilligt 
wird, der Gerichtshof anzusehen ist, muss dieser rechtliche 
Erwägungen walten lassen, es ist also bei Stellung der Fragen 
eine subsumirende Thätigkeit zu entfalten, an welcher, sei 
es ausdrücklich oder stillschweigend, alle Gerichtsmitglieder 
Theil nehmen. Es wäre sehr unpassend, wollte sich bei der 
Rechtsbelehrung der Vorsitzende von den vorherigen bei der 
Fragstellung gepflogenen Erwägungen entfernen^) und nun 
sein eigenes Sentiment vortragen. Dies ist indess nicht, wie 
Löwe, Comm. zu §. 300 R.-St.-P.-0., Note 4b., annimmt, 
„ohne Zweifel etwas völlig Unzulässiges". Der Vorsitzende ist 
im Gegentheil berechtigt, seine eigene Meinung auszusprechen^; 



sitzer unrichtigen Wahrsprach föllte nnd diese dann gezwungen wären, 
ihrem Gewissen entgegen eine Strafe zu verhangen. Ein solches Ueber- 
gewicht, wie Puchelt nnd Dalcke dem Präsidenten gegenüber 
den Mitrichtem einräumen, widerspricht aber auch dem'Princip der 
Collegialität ; und die Bechtsbelehrong ist mehr als blos sachleitender Act. 

^) Sonst steht man der Möglichkeit gegenüber, dass das, was der 
Vorsitzende den Geschworenen als rechtlich bindende Norm einge- 
schärft hat, in der nächsten Stande von den beisitzenden Richtern bei der 
ErkenntnissfäUong durch Stimmenmehrheitsbeschlnss über den Haufen 
geworfen wird; Heinze, im Beilageheft zom Gerichtssaal XXVII, S. 99. 

>) V. Stemann, Gerichtssaal XXVI, S.368, hält dafür, der Vor- 
sitzende solle, falls die Differenzen nicht ausgeglichen würden, seine 
Meinung vortragen und ebenso diejenige des Gerichtshofis, dabei aber 
den Geschworenen anrathen, der letzteren zu folgen. 

Das Schicklichste dürfte sein, Streitfragen des Strafrechts der 
Jury gar nicht vorzutragen. Das ist sehr wohl ohne Beeinträch- 
tigung der Sache denkbar, denn das, worauf es for die Jury, für die 
Entscheidung ankommt, ist immer unstreitig und es ist auch practisch 
gar nicht durchführbar, die Jury vor eine Controverse zu stellen. 
Diese spricht ihr Ja! oder Nein! Bei den Beweisregeln, die etwa der 
Präsident vorträgt, giebt es keine Controversen, bei Auslegung der 
einzelnen Merkmale ebenfalls nicht, hier ist oft nicht einmal wegen 
der Ein&chheit des Gesetzes viel zu interpretiren. Ohnehin sind die 
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eine ihr entgegen ertbeilte Belehrung hätte keinen Werth, 
denn man soll Niemanden etwas lehren, was man selbst nicht 
glaubt. War der Vorsitzende bei Peststellung der Fragen 
überstimmt, so wird er immer noch neben der Auffassung 
der Beisitzer seine Ansicht vortragen dürfen, denn die Ge- 
schworenen bilden hier, wenn sie, das Gesetz bei Beantwortung 
der Fragen anwendend, bejahen oder verneinen, eine Art höhere, 
über den rechtlichen Anschauungen des Gerichtshofs stehende 
Instanz, bei welcher möglicher Weise der dissentirende Vor- 
sitzende durchdringen kann. Ist dieser aber deshalb den Bei- 
sitzern abgefallen, weil er seine Meinung geändert hat, so hat 
er das nunmehr für wahr Erkannte erst recht vorzutragen, 
zugleich aber auch eventuell eine Aenderung in der Frag- 
stellung in Anregung zu bringen. 

Zur Aeusserung seiner eigenen Ansicht ist der Vorsitzende 
berechtigt, wenn der zu erörternde Bechtsstoff kein durchsich- 
tiger, sondern in Doctrin oder Praxis streitig*) ist; er hat 



Geschworenen an die Rechtsbelehrung nicht gebunden. Wenn man 
sich nur nicht die Bechtsbelehning als einen wissenschaftlichen Ea- 
thedervortrag denken wollte I Sie ist vielmehr einem populären Hand- 
buch zu vergleichen und in diesem findet man auch keine Auseinander- 
setzungen über Oontroversen. 

Es ist also vollständig unnütz, die Juiy mit Streitfragen zu unter- 
halten. Auch ist der Hauptpunkt der Bechtsbelehrung, der Jury die 
Gesetze zu vermitteln und nur wo diese durch die Theorie supplirt 
werden müssen, mag auch, wenn nöthig, diese vorgetragen werden. 
Die Hauptsache bleibt aber doch inuner: 

Fasst das Merkmal des Gesetzes auf die Handlung? Ist es 
bewiesen? Ist kein Schuldausschliessungsgrund da? 

Alles das lässt sich ohne juristische Finessen beantworten. Man 
tn^e also nicht die Spitzfindigkeiten in ein Gebiet hinein, wo sie 
gerade durch Oonstituimng einer besonderen Gerichtsorganisation, der 
Schwurgerichtsver&ssung, abgeschnitten werden sollten. Die Praxis 
wird sich über die behandelte Frage leicht hinweghelfen und über- 
haupt gehört der ganze Streit zu denen, welcher kaum jemals prac- 
tisch werden wird. 

^) Nur in- dieser Art verstanden Ist die Aeusserung von Heff ter, 

4* 
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hieranf anfinerksam zu machen und den Greschworenen die sich 
widersprechenden Ansichten zn unterbreiten ^), damit sie wählen 
können, wofQr sie sich entscheiden wollen. 

Mit diesen Unterscheidungen ist es denn auch richtig, 
was H. Meyer^) ausgefährt hat, dass unter den »^rechtlichen 
Gesichtspunkten" im Sinne des Gesetzes keineswegs nur die 
etwa bestehenden gesetzlichen Vorschriften, die för den Sinn 
des Merkmals von Bedeutung sein könnten, zu verstehen seien, 
sondern alle rechtlichen Gesichtspunkte, welche f&r das Ver- 
standniss eines solchen Merkmals in Betracht kämen, sowie 
femer, dass, wenn es sich um streitige Fragen handelt, der 



im Archiv des CriminalrechtB 1852, S. 14, zu billigen: ,9Wer eine 
sittliche mid rechtliche Gewalt hat, mnss sie im Sinne der Sittlich- 
keit und Gerechtigkeit gebrauchen. Also wird es auch dem Vorsitzen- 
den Assisenrichter, der die Sache den Geschworenen zn präpaiiren nnd 
zu fiberliefem hat, wohl geziemen, es mag ihm ein Besamt gesetzlich 
gestattet sein oder nicht, Gesetz und Gerechtigkeit, als eine lebendige 
Stimme des Bechts, energisch zn vertreten und zn impressioniren.^ — 
Nach dem Bericht der Jnstizcommission, S. 87 f., in welcher übrigens 
die Meinungen über den Inhalt der Bechtsbelehmng getheilt waren, 
soll es j^ vielen Fällen, wo dieAuslegang eines (Gesetzes streitig ist, 
vollständig genügen^, wenn der Präsident „die Geschworenen daranf, 
dass die Auslegnng streitig sei, und auf die hierüber bestehenden 
verschiedenen Meinungen hinweist, ohne hierbei verpflichtet zu sein, 
seine eigene Meinung znm Ausdruck zu bringen.^ Das ist allerdings 
ganz richtig; der Präsident kann die Frage in suspenso und der 
Jnry zur Beurtheilung lassen, wenn er keinen Anlass findet, die 
Frage jetzt zu entscheiden, vielleicht sich selbst nicht schlüssig ist. 
Er hat genng getban, wenn er der Juiy das Material vorlegt, aus 
welchem sie selber das Bichtige zu finden vermag, da er nur referirt, 
nicht votirt. 

^) Bericht derBeichstagscommission, S.78ff.; v. Schwarze, Comm. 
zu §. 300 B.-St.-P.-0., Notel; Löwe, Comm. eod., Note 4 a. Ebenso 
ist zu ver&hren, wenn innerhalb des Gerichtshofes selbst Divergenzen 
vorkommen. In der Beichstagscommission war ein Antrag auf Ab- 
stimmung und Belehnmg in Gemässheit eines Gerichtsbeschlusses ein- 
gebracht, vgl. ProtoeoUe, S. 470, der indess nicht acceptirt wurde. 

s) H. Meyer, in v. Holtzendorffs Handbuch U, S. 186, 187. 
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Vorsitzende seiner Aufgabe nicht genüge, wenn er etwa die 
einander gegenüberstehenden Ansichten darlege, vielmehr es 
mit Entschiedenheit als seine Aufgabe zu betrachten sei, den 
Geschworenen seine Meinung über die streitige Frage zu ent- 
wickeln. Nur in völlig zweifelhaften Fragen, in denen die 
Grründe für die eine unJ für die andere Ansicht einander 
annähernd die Wage hielten, werde sich der Vorsitzende wesent- 
lich darauf beschranken können, Gründe und Gegengründe zu 
entwickeln. Auch hier aber werde er seiner Aufgabe erst 
dann völlig genügen, wenn er den Geschworenen nicht vor- 
enthalte, aufweiche Seite sich seiner Ansicht nach die Wag- 
schale der Gerechtigkeit neige. Was im Gebiete der Beweis- 
frage ungehörig und bedenklich sein würde, dass nämlich der ^ 
Vorsitzende seine eigene Ansicht den Geschworenen darbiete, 
sei im Gebiete der Bechtsfrage als das allein Angemessene 
und Bichtige zu bezeichnen. 

Die Eechtsbelehrung macht, soweit sie im §. 300 E.-St.- 
P.-O. regulirt ist, nur einen Theil des processleitenden Amtes 
des Präsidenten aus, freilich den ^ wichtigsten. Ueber das 
Imperium imUebrigen bemerken die Motive, S. 179: „Schliess- 
lich mag noch bemerkt werden, dass die Befugniss des Vor- 
sitzenden, den Geschworenen nach Bedürfniss des Falles eine 
Anleitung wegen des von ihnen in formeller Hinsicht einzu- 
haltenden 'Verfahrens zu ertheilen, als selbstverständlich einer 
ausdrücklichen Festsetzung nicht bedurfte." Diese Process- 
leitung kann, wenn thunlich mit dem zur eigentlichen Eechts- 
belehrung über den Straffall selber gehaltenen Vortrag ver- 
bunden werden, z. B. Aufklärung^) der Geschworenen über 
ihren Beruf und ihre Aufgabe, über die bei der Beantwortung 
der Fragen ihnen zustehenden Competenzen, über das bei der 
Berathung zu beobachtende Verfahren. 



') In Bayern erfolgte diese Aufklärung in Gemässheit des zugleich 
die Rechtflbelehnmg vorschreibenden Art. 171 der Processordnung; 
vgl. Planck, System. Darstell., §. 144, S. 425 und Note 2 das. 
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Im TJebrigen hängen die Directiven und der umfang des 
Vortrags, der übrigens nach Abs. 2 des §. 300 E.-St.-P.-0. 
von keiner Seite zum Gegenstand einer Kritik gemacht wer- 
den darf ^), von der Natur der Sache nnd der Lage des ein- 
zelnen Falles ab^. Dabei ist noch die Pflicht des Vorsitzenden 
zu bemerken, rechtsirrthümlichen oder gar frivolen und sophisti- 
schen Auslassungen der Plaidoyers zn begegnen. That- 
sächliche Irrthümer werden schicklicher sofort nach Schluss 
des fraglichen Parteivortrags rectificirt, dies besonders auch 
deshalb, weil eine Differenz über das Ergebniss der Beweis- 
aufaahme z. B. einer Zeugenaussage zu einer Behebung der- 
selben mittels Wiederholung des betreffenden Theils der Be- 
weisaufiiahme führen kann. 

Indessen ist es auch statthaft, dergleichen Irrthümem, 
wenn möglich, in der Eechtsbelehrung Bemedur angedeihen 
zu lassen^). 

Wir können es uns nicht versagen, auf die überaus mangel- 
hafte Fassung des §. 300 der Beichsstrafprocessord- 
nung hinzuweisen: „Der Vorsitzende belehrt — die Geschwo- 
renen über die rechtlichen Gesichtspunkte'^ etc. Es fehlt 
nämlich hier die dispositive Bestimmung, dass er sie über das 
Recht in thesi zu belehren hat; die Belehrung über die 



^) „Es ist unstatthaft, die Bechtsbelehrung des Vorsitzenden zum 
Gegenstand der Polemik oder irgend eines Antrags, nanftntüch auf 
protocollarische Benrkimdimg eines Theils desselben zn machen.^ 
Dalcke, Conmi. zn §. 300 R.-St.-P.-O., Note 2, s. unten S. 61 ff. 

^) Die Rechtsbelehrung wird sich sachentsprechend immer auf die 
von den Geschworenen zu beobachtenden Formalien erstrecken, z. B. 
den bei der Wahl des Obmanns, der Abstimmung zur Schuldfrage zu 
beobachtenden Modus, die Nothwendigkeit einer Berathung etc. 

') Im TJebrigen enthält Code dHnstrtiction criminelle Art. 342 
und die ihm nachgebildeten Art. 95 des Preussischen Gesetzes v. 
3. Mai 1852 und §. 331, Abs. 3 und 4, der St.-P.-0. v. 25. Juni 1867 
sowie die ähnlichen Bestimmungen der Processordnungen, wonach die 
bekannte Instruction im Berathungszimmer auaüegen musste, schätzens- 
werthes Material für die Rechtsbelehrung. 
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Gesichtspunkte, welche in Betracht zn ziehen sind, ist 
streng und dem Wortlaut nach genommen noch nicht eine 
solche über die Anwendung des Rechtes. Besser wurde daher 
die Norm gefasst vom Bayerischen Gesetze, Art. 171, s. oben 
S. 31, welches erfordert, dass der Präsident die Merkmale 
auseinandersetzt, welche das Gesetz zum Thatbestand der den 
Gegenstand der Anklage bildenden Uebertretung erfordert und 
diejenigen Punkte (Gesichtspunkte) bezeichnet, auf welche 
die Geschworenen die Aufmerksamkeit vorzüglich zu richten 
haben ^). Ebenso der Art. 138, Abs. 2, der Braunschwei- 
gischen St.-P.-O.; hier soll der Präsident die in Frage 
stehenden Gesetze, die gesetzlichen Ausdrücke und 
nöthigenfalls die gesetzlichen Merkmale auseinandersetzen. Im 
Sinne dieser Bestimmungen ist auch §. 300 der Reichs- 
strafprocessordnung trotz seiner am unrechten Orte ange- 
wandten Prägnanz zu verstehen. 

Es sei endlich noch hervorgehoben, dass ebenso, wie 
früher ein objectives Resume, jetzt die dem Richter in seinem 
Schlusswort zugewiesene Aufgabe zu den schwierigsten gehört, 
die dem Juristen im practischen Dienste gestellt werden können. 
Sie erfordert neben einer genauen Eenntniss des Rechtes eine 
sichere und treffende Auffassung der Beweise und der Erfah- 
rungssätze. Es giebt, sagt Starkie, vielleicht keine Gele- 
genheit, bei welcher natürhche Fähigkeiten und erworbene 
Kenntnisse besser hervortreten und wohlthätiger angestrengt 
werden,', als bei einer gerichtlichen Verhandlung, wo eine ver- 
worrene Masse von Beweismaterial in einer verwickelten Sache 
durch die Arbeit eines energischen, scharfsinnigen und umfas- 
senden Geistes geordnet und nach den Regeln des Rechts 
bemessen wird. 

lieber den Werth der Rechtsbelehrung sei noch bemerkt: 



^) Denn wer einen Gesichtspunkt anlegen wül, der muss das Recht 
in thesi schon beherrschen, was bei den Geschworenen eben nicht der 
FaU ist. 
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Die Praxis derjenigen Lander, wo das Institnt bereits in 
Geltung war, hat, wie v. Bar^) bezeugt, bereits zahlreiche 
Beispiele ao&nweisen, in denen eine Yemrtheilang wegen einer 
völlig straflosen Handlung nur deshalb erfolgte, weil die Ge- 
schworenen die Bechtsbelehrung des Präsidenten 
nicht verstanden, sei es wegen ungenügender Klarstellung 
seitens desselben oder weil die Geschworenen den Vortrag sonst 
nicht zu fassen yermochten und so einem Bechtsirrthume folg- 
ten, welcher durch den ohne Entscheidungsgrfinde gesprochenen 
Wahrspruch verdeckt und so dem einer Beweisprüfung unzu- 
gänglichen Cassationsrichter entzogen wurde. Noch häufiger, 
fügt V. Bar, a. a. 0., hinzu, seien muthmaassliche Fälle, in 
denen die Geschworenen, den Sinn einer Bechtsvorschiift miss- 
verstehend, zur Freisprechung eines Schuldigen oft gegen ihre 
eigene Meinung gelangt seien. 

Die Panacee, welche Heinze zur Vermeidung von Irrun- 
gen und Missverständuissen der Geschworenen empfiehlt, können 
wir nicht billigen. 

Heinze hat im Beilageheft zum Gerichtssaal XXVil, 
S. 92, ausgeführt: 

„Nur ein Mittel giebt es, dem mangelnden Verständniss 
vorzubeugen oder dasselbe doch zur Wahrnehmung und Aus- 
gleichung zu bringen, der freie Verkehr in Bede und 
Gegenrede. Erkennt man einmal an, dass irgend eine 
Unterstützung der Geschworenen bei Schöpfung des Wahr- 
spruchs durch Beru&richter die naturgemässe Folge aus Maass 
und Art der beiderseitigen Leistungsfähigkeit ist, so bleibt 
keine andere gesicherte Form für diese Handreichung, als ein 
freier und ungezwungener mündlicher Austausch zwischen den 
Geschworenen und dem Gerichtshof. Wer will leugnen, dass 
die Geschworenen selbst häufig das Bedürfiiiss eines richter- 
lichen Beiraths empfinden? Sie fühlen sich unsicher, wie 



*) v. Bar, Recht und Beweis, S. 4. 
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Jeder, der ansserhalb der Bahnen seiner täglichen Gewohnheit 
eine schwierige und bedeutungsvolle Leistung auf sich nimmt." 
Heinze führt dann weiter aus, die körperliche und geistige (?) 
Isolirung der Geschworenen und des Gerichthofs sei eine auf 
abergläubigen Vorstellungen beruhende f(ible convenue, welche 
in Frankreich in Folge der fehlerhaften und schiefen Unter- 
lage, welche dem ganzen Institut gegeben sei, herrsche, in 
England aber unbekannt wäre. 

Dieser Vorschlag hat doch Manches gegen sich. Die 
Saale der Schwurgerichtshöfe würden, wenn man ihn ausführte, 
zu Advokatensprechstuben degradirt werden. Der Präsident 
ist aber kein Bechtsconsulent, so wenig als die Geschworenen 
eine Clientel bilden. Muss erst einmal in dieser Weise das 
Institut der Jury aufgefasst werden, so ist damit über dasselbe 
der Stab gebrochen. Heinzens Vorschlag ist, im Grunde 
betrachtet, nichts Anderes als eine Vorstufe zum Schöffenge- 
richt. Die Sache stellte sich so, dass die beiden Fac- 
toren über die Bechtsfrage eine eigentliche gemeinsame 
Berathung pflögen und nur bei der Subsumtion der 
That unter das Gesetz sowie der Prüfung der Beweisfrage 
einerseits — und anderseits bei Findung der Strafe eine itio 
in pa/rtes stattfände. Diese Consequenz hat denn in der That 
V. Könne, die Aufgabe des Laienelements im Stra^rocesse 
(Leipzig 1876), gezogen, indem er nach der Fragestellung ein 
„Verständigungsverfahren von Bank zu Bank," bei welchem die 
Geschworenen an den rechtsbelehrenden Präsidenten Fragen 
stellen dürfen, einlegen will; das wäre also eine Berathung 
genau wie im schöfifengerichtlichen Verfahren, abgesehen von 
der Oeffentlichkeit. 

V. Könne hält die von den Schwurgerichtsfactoren zu 
erfüllende gemeinsame Aufgabe nur in Form einer wahr- 
haft oi^anischen Verbindung für lösbar und findet, wie 
bemerkt, eine solche in einem an die Fragestellung sich 
anknüpfenden „Verständigungsverfahren". Allein hier ist 
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entgegen zu halten, dass eine derartige Amalgaminmg zwischen 
Laien- nnd Berafsrichterthum den Charakter der Jury auf- 
heben und ihr Grundprincip vernichten würde, welches gerade 
in der mechanischen Organisation zweier Schwurgerichts&ctoren 
neben einander besteht, die einander zwar erganzen, nicht aber 
in einander verwachsen sollen. Die präsidiale Rechtsbelehrung 
ist ein genügendes Bindeglied, welches den Zusammenhang 
zwischen Jury und Gerichtshof vermittelt und sie bildet gewisser- 
maassen das Gelenk, welches die beiden Factoren des Schwur- 
gerichtshofs so zusammenfügt, dass sie nicht einzelne, in ihrer 
Getrenntheit unbrauchbare Aggegrate bleiben, sondern ein taug- 
liches Büstzeug werden, mit welchem sich die Schuldfrage 
lösen lässt. In diesem Sinne sprach sich auch über die Eng- 
lische Bechtsbelehrung Adolphe Prins, L c, p. 38, aus; 

En Angleterre il est accepte par tous et constitue 
Vifistrument essentiel de Vallicmce entre VeUment hour- 
geois et VeUment Ugiste qui est la caractSristique duver- 
dict anglais. 

Das Richtige wird Folgendes sein: Ein Verständigungs- 
verfahren ist durchaus zu verwerfen, sofern man darunter ein 
essentiale Processus versteht. Es ist vielmehr die Procedur 
der E.-St.-P.-O. die einzig angemessene. In Gemassheit dieses 
Gesetzes kann nach beendeter Bechtsbelehrung jeder Ge- 
schworene, nachdem die Berathung des Wahrspruchs angehoben 
hat, beantragen, dass die Jury wieder in den Sitzungssaal 
zurückkehre und der Präsident dunkel gebliebene Punkte auf- 
kläre, die Bechtsbelehrung vervollständige. Dieser Schritt wird 
nur dann nöthig werden, wenn eine Meinungsverschiedenheit 
im Schoosse der Jury über den Sinn der Bechtsbelehrung ent- 
steht und wenn diese nicht bei der Berathung durch die bessere 
Einsicht und Erkenntniss eines oder einiger Geschworenen, 
welche den Vortrag richtig verstanden, gehoben werden kann. 
Es liegt also viel näher, dass die Geschworenen, wie auch unser 
Gesetz verordnet, zunächst einander selbst helfen und erst dann, 
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wenn eine Vereinigung nicht erzielt wird, die Instanz des Vor- 
sitzenden angesprochen werde. 

Und wenn nun aber die Eechtsbelehrung auch verstanden 
wird, wer bürgt dafür, dass man ihr Folge leistet? Diejenigen 
Geschworenen, welche das Becht besser zu kennen vermeinen, 
als der Präsident, kann man lediglich in diesem Glauben 
lassen; diejenigen aber, welche einer Belehrung empfänglich 
sind, können mit Sicherheit nur dadurch auf den rechten Weg 
geleitet und controlirt werden, dass die Fragestellung bei den 
gesetzlichen Merkmalen die vielgeschmähte Auflösung in ihre 
juristischen Bestandtheile anwendet und die Fragen, indem 
darin zugleich die concreten Thatsachen gegenübergestellt sind, 
in dieser Form zur Beantwortung vorgelegt werden*). 

Zum Schluss sei es verstattet, hier ein Muster einer an 
die Geschworenen ertheilten Eechtsbelehrung über die Mittel 
und Wege zur üeberzeugung, auf welche das Gesetz die 
Geschworenen verweist, einzulegen, welche freilich eine gebildete 
Zuhörerschaft; voraussetzt^: 

„Der Gegenstand der Erforschung sind für Sie, meine 
Herren Geschworenen, die Handlungen der Menschen, ein Ma- 
terial, das nur zum kleinsten Theil, nur so weit Sie^ hies sehen 
und hören, in das Bereich der sinnlichen Wahrnehmung fallt, 
in der Hauptsache, den Motiven, Tendenzen, Meinungen der 
handelnden Personen nur durch geistiges Verständniss begriffen 
werden kann. Wenn Sie auf das Geschehene aus Geständnissen 
und Zeugnissen zu schliessen haben, so müssen Sie sich vor 
Allem des psychologischen Erfahrungssatzes klar bewusst sein, 
dass die persönliche Natur des Gestehenden, Bezeugenden mit 
gestaltender Kraft auf den Stoff wirkt, dass kein objectiver 
Thatbestand durch die Auffassung und Darstellung eines Men- 
schengeistes unverändert hindurchgeht. Bei dem redlichsten 



^) Vgl. Planck, System. Darst, §. 74, S. 201. 

') Sie ist entlehnt aus Zacke, Fragstellung, S. 121. 
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Willen f&r die Wahrheit werden alle noch so richtig empfan- 
genen Eindrucke in der Darstellong omgeformt. Eine wosser 
Strahl geht dnrch ein gefirbtee Glafl. Diese Umformung und 
Verandming wird noch vergrössert durch das Interesse, die 
Ndgong oder Abneigung der Person f&r die Sache. Deshalb 
ist es nöthig, das Wesen des Bekundenden zu erforschen, zn 
▼erstehen bis in alle Einzelhäten, bis in die innersten Tiefen 
seiner Erwägungen und Entschlösse. Es ist bis zu einem 
gewissen Grrade möglich, uns in das Innere eines Anderen zn 
versetzen, die Entstehung der Eindr&cke zu belauschen, die 
Regel und das Maass seiner Vorstellungen und Geföhle zu 
erfassen, weil in uns Allen die gleichen Gesetze der mensch- 
lichen Natur wirken. Diese Gesetze zu finden und sicher zu 
erkennen, bedarf es reicher Erfahrungen, wie sie Yon Männern 
gemacht sind, die hierüber lange und gründliche Beobachtun- 
gen anstellten, von Aerzten, Pädagogen, Philosophen, Cri- 
i^inalisten; bedarf es der Kenntniss der Geschichte, welche 
die Triebfedern der menschlichen Handlungen enthalt, bedarf 
es der Kenntniss der Charakterschilderungen yon Dichtem und 
Schriftstellern mit Meisterhand entworfen. Das Alles ist nOthig 
und mehr noch, das AUes muss überblickt werden, yon 
der abetrahirenden Wissenschaft in Begeln und Gesetze geord- 
net, denn so nur wird die sichere Anwendung der Erfahrung 
ermöglicht. Doch bleibt das Yerständniss der Persönlichkeiten 
nur zu häufig wegen der ünyollständigkeit des Materials, der 
historischen Kunde lückenhaft. Dann, tritt zur Erforschung 
der Wahrheit ein anderes Verfahren ergänzend ein. Aus einer 
festgestellten Beihe yon Thatsachen kann aus ihrem Znsam- 
menhang in Zeit, Baum und Causalyerkettung auf andere zu 
erforschende Thatsachen geschlossen werden, sobald dieselben 
nothwendig in Zeit, Baum, Ursache und Wirkung mit den 
ersten verbunden sein müssen. Der Grad der Nothwendigkeit 
dieser Verbindung misst die Sicherheit des Schlusses. 

Das sind die Mittel und Wege zur üeberzeuguug, auf 
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welche Sie das Gesetz als Basis ihrer Entscheidungen verweist. 
Diese TJeberzeagimg werden Sie gewonnen haben bei dem 
höchsten Grad der Wahrscheinlichkeit, -^ wenn Sie keinen 
vemfinftigen Grand finden, nm an der Existenz einer Sache, 
an dem Vorgang einer äusseren oder inneren Handlung zu 
zweifeln, — wenn Umstände dafür sprechen, welche nach dem 
gewöhnhchen Verlauf der Dinge, erfahrungsgemäss keine andere 
Annahme zulassen« 

Das ist die exacte Methode des Beweises, beru- 
hend nur auf kritischer Beflexion, eine reine Operation des 
Verstandes, frei gehalten von somatischen Einflüssen, die so 
häufig, dem XJrtheilenden unbewusst, phantastisch, sympathetisch 
oder antipathetisch den Verstand trübend, die Wahrheit* ver- 
hüllen, das Eecht in Unrecht verkehren. — 

Die Quelle dieser rein kritischen Beflexion ist Bildung, 
männliche Eeife der Bildung, welche sichere Wahrheit schmei- 
chelnden Gebilden vorzieht, welche wissenschaftliche Bealit^t 
der Dinge zu erkennen weiss und festhält, welche von den 
exacten Wissenschaften die Allgemeinheit der Begel und des 
Gesetzes gelernt und durch die Philosophie das Bewusstsein: 
nur in und unter dem Gesetz Freiheit und Wahrheit zu finden, 
— gewonnen hat. 

Erkennen Sie, meine Herren, den voUen Umfang und die 
Grösse Ihrer Aufgabe, so ist der Zweck dieser Bede erfüllt.*' 

Ueber den materiellen Inhalt der Bechtsbelehmng enthält 
unsere Processordnung Vorschriften nicht. Gleichwohl ist nicht 
zu zweifeln, dass sich hier eine ganze Beihe gemeinsamer Vor- 
schriften und Begeln aufstellen lassen, es liesse sich ein for- 
mularmässiges Schema für Bectsbelehrungen insgemein ent- 
werfen. Bei der einen Hälfte, aus denen sie besteht, den logischen 
und rationellen Beweisregeln, wie diese innerhalb des Princips 
freier Beweiswürdigung noch immer ihre fortdauernde Gültig- 
keit behaupten, leuchtet dies ein. Aber auch bei vielen 
Normen, z. B. der Dolus-, Fahrlässigkeits -, Versuchs-, Noth- 
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wehr- eta Lehre» fiberhanpt für den sog. aUgemeinen Theil 
des Strafrechts beweist sich unsere Behauptung von selbst. 
Nor wo bei der Erläaternng der Thatbestandsmerlonale in 
zulässiger Weise auf das Factum eingegangen werden muss, 
nimmt die Sache eine individuelle Gestalt an, so wenn z. B. die 
Jury bei Kindsraord belehrt wird, (§. 217 B.-St.-G.-B.) es 
komme auf die Lebensfähigkeit des Kindes der Angeklagten 
nicht an. « 

Die Justizverwaltungen haben hier ein Üebungsfeld für 
eine sachdienliche Beglementimng. 



IV. Die Praxis des Reichsgerichts in 
Ansehung der Rechtsbelehnmg. 



§. 4. 

Es erübrigt noch, die wenigen Entscheidungen des 
Reichsgerichts bezüglich der Becntsbelehmng zu sammehi and 
darzustellen, welche sich wesentlich mit unseren obigen Aus- 
führungen im Einklang befinden. Diese Gerichtspraxis hat 
übrigens das Institut der Eechtsbelehrung regelmässig nach 
Maassgabe der Entstehungsgeschichte des §. 300 ß.-St.-P.-O., 
wie sie in den Gesetzesmotiven und dem Commissionsbericht 
enthalten ist, aufgefasst und erläutert und sich dabei mehr an 
Aeusserlichkeiten gehalten, anstatt in das Wesen der Sache 
einzudringen. 

A. Zunächst hat ein Erkenntniss des Eeichsgerichts ^) fol- 
gende beiden Sätze festgestellt: 

1. Die üeberschreitung der durch §. 300 B.-St.-P.-0. 
für die Eechtsbelehrung gezogenen Grenzen oder die 
Unrichtigkeit der vom Präsidenten den Geschworenen 
ertheilten Eechtsbelehrung ist dem Eechtsmittel der 
Eevision unzugänglich^). 

^) Eechtsprechung des Deutschen Eeichsgerichts in Strafsachen I, 
S. 284ff., und Annalen des Eeichsgerichts von Braun und Blum I, 
S. 393f. Erk. t. 28. Jan. 1880. 

*) Auch die Bedeutungen des Schwuigerichtspräsidenten an den 
Angeklagten können nicht zum Gegenstand der Eevision gemacht 
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2. Die Yertheidigang oder die Staatsanwaltschaft können 
nicht mit Grand begehren, dass der Inhalt der Sechts- 
belehmng zn ProtocoU beorkondet werde; auch ist 
ein darüber angetretener Beweis nnerheblich. 
In dem betreffenden StraffaUe wnrde eine Revision der 
Yertheidigang verworfen. Letztere hatte Cassation von Yer- 
dict und ürtheil deshalb beantragt, weil §. 300 der B.-St.- 
P.-O. verletzt sei, wonach der Yorsitzende des Schwurgerichts 
bei Ertheilung der Bechtsbelehrung an die Geschworenen nicht 
in eine Würdigung der Beweise einzugehen hat. Bei der gegen 
den BeschwerdefQhrer am 11. Decbr. 18X9 geführten Schwur- 
ge^chtsverhandlung habe der Yorsitzende in seiner Bechtsbe- 
lehrung darauf hingewiesen, ein richterliches ProtocoU, in diesem 
Fall das ProtocoU des ünterstfchungsrichters vom 4. Jan. 1879 
über die Beeidigung des Beschwerdeführers, üefere so lange 
einen unumstössUchen Beweis, als nicht der positive Gegen- 
beweis geführt sei. Hierdurch habe aber der Yorsitzende seine 
rechtsirrthümliche Auffassung des Beweises den Greschworenen 
eingeimpft, welche sich unzweifelhaft danach auch gerichtet 
hätten. 

Das HauptverhandlungsprotocoU vom 11. Decbr. 1879 
enthält über das angefochtene Yerfahren des Yorsitzenden keine 
weitere Angabe, als dass er die Geschworenen über die recht- 
Uchen Gesichtspunkte belehrt habe, welche von ihnen bei 



werden. Der Angeklagte hatte es gerügt, dass der Schwnrgerichts- 
präsident Aensserongen zfu ihm gethan, ans denen jeder Anwesende 
habe entnehmen müssen, er sei von der Schnld des Angeklagten 
überzeugt. 

Ans den Entscheidungsgründen: »Abgesehen von der Beweis- 
losigkeit der Angabe, kann ans der Art der Bedeutungen und Beleh- 
mngen seitens des Yorsitzenden, es sei an den Angeklagten oder die 
Geschworenen, ein Bevisionsgmnd glicht hergeleitet werden;^ Erk. des 
ni. Strafsenats des Beichsgerichts v. 18. Septbr. 1880, in Annalen von 
Braun und Blum II, S. 334. 
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Ldsung der ihnen gestellten Aufgabe in Betracht zn ziehen 
sein würden. 

Weiter kommt noch in Betracht: Nach §. 274 der 
Strafprocessordnnng kann die Beobachtong der for die Hanpt- 
verhandlung vorgeschrieben«» Förmlichkeiten^) nnr dnrch das 
Sitzungs-Protocoll bewiesen werden und ist der diese Form* 
lichkeiten betreffende Inhalt desselben nnr durch den Nach- 
weis d^ FiQschung anfechtbar. Der Beschwerdeführer hatte 
eine derartige Fälschung nicht geltend gemacht, vielmehr ledig- 
lich behauptet, der Präsident habe jene irrige Bechtsbelehrung 
über die Beweiskräftigkät des Protoeolls vom 4. Jan. 1879 
ertheilt. Hierüber waren die Mitglieder des Schwurgerichtshofs 
als Zeugen benannt. 

Sodann findet sich in dem Beichsgerichtserkenntniss fol* 
gende wichtige, die Bechtsbelehrung bezielende Ausführung: 

Es sei überhaupt nicht die Absicht der Processordnnng, 
die Bevision zu gewähren wegen einer Gesetzesverletzung, 
welche angeblich der Vorsitzende des Schwurgerichts durch 
den Inhalt, welchen er seiiAm Schlussvortrag gab, begangen. 
Zwar könne die protocollarische Feststellmig eines für die 
Bechtsbeständigkeit des Verfahrens erheblichen Vorganges 



*) Ueber die Bedeutung des Ausdrucks ^FÖnnlichkeiten* führte 
das Reichsgericht a. a. 0. aus: 

„ütiter den im §. 274 der St.-P.-0. erwähnten FörmJ&chkeiten sind, 
mit Bü^kacht namentlich auf §. 273 daselbst, überhaupt diejenige 
Vorgäage des HauptveifEihrens zu verstehen, welche für dessen Bechts- 
beständigkeit von £influss sind. Auch liefert nach dem Sinne des 
§. 274 das ProtocoU über das Hauptverfahren nicht nur insofern 
einen blos durch Darlegung einer Ffilschung widerlegbaren Beweis, 
dass för feststehend erachtet werden muss, was das FtotocoU als 
giefiichehen bekundet, sondaip aueih ii^sofem, dass als nicht gesehen 
anzusehen ist, worüber es schweigt, sofern es sich um einen Vorgang 
der ebengedachten Art handelt^ 

Es fehle also schon au der gesetzlich nothwendigen Unterlage für 
die Beschwerde. 

G. Freud enstein, BMumä und Beohtabelelinmg. 5 
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der Hauptverhandlimg in der Begel von den Parteien beantragt 
werden; sowohl dieser Antrag, als anch dessen etwa erfolgte 
Zurückweisung müssten gleichfalls ihre Beurkundung im Pro- 
tocoll finden, und es stände, wenn diese verweigert wäre, eine 
Beweisführung über die Stellung und Zurückweisung des An- 
trags in Frage. 

Allein diese Begdn hätten für den Präsidialschlussvortrag 
keine Gültigkeit. Die Vorschrift des §. 300 B.-St.-P.-0., dass 
die Belehrung des Vorsitzenden an die Geschworenen keiner 
Erörterung unterzogen werden solle, lasse selbst jeden Antrag 
dieser Art unzulässig erscheinen. Wenn das Gesetz jede Er- 
örterung der von dem Vorsitzenden ertheilten Belehrung aus- 
schliesse, so könne es nicht statthaft sein, dass die proto- 
collansche Fixirung dieser Belehrung, um auf der Grundlage 
des ProtoGolls das ürtheil anfechten zu können, beantragt 
werde. Die Stellung und Motivirung eines solchen Antrags 
könnte, ohne dass die Belehrung einer Erörterung unterzogen 
würde, gar nicht vorgenommen werden. Femer sei eine der- 
artige Einrichtung mit der Stellu^T ^^s Vorsitzenden und dem 
Zwecke der ihm angetragenen Bechtsbelehrung gar nicht zu 
vereinigen. Es komme dabei insbesondere noch in Betracht, 
dass zwar von der Beichstagscommission dem Entwurf^) Be- 
stimmungen beigefügt worden seien^ nach welchen auf Antrag 
der Staatsanwaltschaft und der Vertheidignng bestimmt bezeich- 
nete Sätze der Bechtsbelehrung von dem Vorsitzenden schnft- 
lich zu fassen, den Geschworenen zu verlesen und dem Pro- 
tocoll beizufügen gewesen wären und wonach eine durch das 
ProtocoU festgestellte, einen Bechtsirrthum enthaltende Bechts- 
belehrung die Bevision begründet hätte, — dass aber diese 
Gommissionsbeschlüsse in Folge des Widerspruchs der verbün- 
deten Begierungen in dritter Lesung beseitigt wurden und der 



^) Als Abs. 3 §• 259, und als §. 301a. 
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Entwurf in der Hauptsache wieder hergestellt worden sei^). 
Sodann wird vom Reichsgericht aufgestellt, dass es der präsi- 
dialen Bechtsbelehrung unbenommen bleiben müsse, auch unter 
umstanden in das Thatsächliche des Falles hinabzusteigen: 

,,Es erscheint endlich insbesondere die Behauptung, der 
Vorsitzende habe die seiner Aufgabe gezogenen Grenzen über- 
schritten, indem er in eine Würdigung der Beweise eingegangen 
sei, auch darum nicht geeignet, im Wege der Revision ver- 
folgt zu werden, weil unzweifelhaft der Vorsitzende seine Be- 
lehrung dem einzelnen Falle anpassen darf und häufig ganz 
zweckmässig so verfahren wird, auch die den Beweis betreffen- 
den Grundsätze des Processrechts Gegenstand der Rechtsbeleh- 
rung sein können und daher die Bestimmung der Grenze, von 
welcher an die Belehrung eine derartige Ausschreitung, in sich 
schliessen würde und ob die üeberschreitung von Einfluss auf 
den Spruch der Geschworenen gewesen, zu den peinlichsten 
Erörterungen fahren und kaum jemals ein sicheres Reü^ultat 
ergeben würde. 

Nach Vorstehendem ist die Annahme begründet, dass von 
der Staatsanwaltschaft oder dem Vertheidiger ein Antrag auf 
protocoUarische Feststellung des Inhalts der von dem Vor- 
sitzenden des Schwurgerichts ertheilten Belehrung oder einzelner 
Sätze derselben, um hierdurch eine Grundlage für die Anfech- 
tung des ürtheils zu gewinnen, nicht gestellt, dass auch nicht 
auf anderem Wege dieser Nachweis versucht werden darf, 
dass vielmehr die Revision auf die Behauptung, der Vorsitzende 
habe, indem er die Belehrung, wie geschehen, ertheüt, eine 
Gesetzesverletzung begangen, nicht gestützt werden kann, weder 
in der Richtung, dass der Vorsitzende die Grenzen einer Rechts- 
belehrung, indem er in eine Würdigung der Beweise einge- 



*) Protocolle der Reichstagscommißsion, S. 498; 588, 998. Stenogr. 
Berichte, S. 986. 

5* 



'is^r^- 
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gangen s^ überachritton, noch in dar Bichtong, dass in der 
Bechtsbelehmng ein Eechtsirrünun enthaltm gewesen sei/' 

6. Ein anderes Erkenntniss ^) des Beiclisgerichts bekannte 
sich zn folgenden Bechtsgrondsfttzen: 

Die im §. 306 der E.-St.-P.-0. yorgesehene „weitere Be- 
lehmng^' der Geschworenen durch den Yorsitsenden bei Zwei- 
feln derselben moss geradeso wie die vorherg^ende haupt- 
sächliche Bechtsbelehrung vor besetztem Gericht, also in Ge- 
genwart der besitzenden Bichter, des Staatsanwaltes and des 
Yertheidigers erfolgen. 

Eine Verletzung dieses Bechtsgrundsatzes giebt änen 
Grund zur Bevision ab. 

Der Sachyerhalt war folgender: 

Ausweislich des Protocolls vom 5. Juli 1881 hatte der 
Vorsitzende des Schwurgerichts erklärt, dass er den Gleschwo- 
renen zu Frage 3 eine Belehruiig ertheilt habe, und dies dahin 
erläutert, dass ihm von den Geschworenen nach halbstündiger 
Berathung derselben der Wunsch nach einer Auskunft kund 
gegeben, und dass er den in das Sitzungszimmer zuröckge- 
kehrten Geschworenen seine Ansicht über einen bei denselben 
entstandenen Zweifel in Abwesenheit der beisitzenden Bichter, 
des Staatsanwalts und des Verthttdigers ausgesprochen habe. 

Das Beichsgericht entschied: 

„In diesem Vorgang ist die behauptete Verletzung des g. 306 
der B.-St.-F.-0. allerdings zu finden. Denn wenn in dieser Ge- 
setzesbestimmung gesagt ist, dass eine von -den Geschworenen 
begehrte weitere Belehrung durch den Vorsitzenden zu ertheilen 
sei, nachdem sie zu dem Zweck in das Sitzungszimmer zurück- 
gekehrt seien, so ist damit ausgedrückt, dass diese „weitere'' 
Belehrung ebenso wie die vorausgegangene des §. 300 der 
B.-St.-P.-0. einen Theil der Hauptverhandlung bilde, auf wel- 



^) Erk. des I. Strafsenats des Bdehsgeiichts v. 26. Septfor. 1881, 
in den Annalen des Beichsger. von Braun und Blum IV, 8. 300. 
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Chan der §, 225 d^r B.-St.-P.-0. Anwendwag findet. Tgl. 
§§. 301, 308, 313 der B..Si-P.-0.; §8- 178, 180 des öe- 
richtsverfassungs * Gesetzes. 

In anderer Weise als unter dem Gesichtspunkt des g. 306 
der B.-St.-P.-0. lässt sieh die beehrte Auskunft und die 
gegebene Bescheidung nicht auffassen und es kann auch nicht 
zweifelhaft sein, dass auf der richtigen AnwenduBg dieses 
Paragraphen das Urtheil insofern beruht, als nach Abs. 2 
Aenderung oder Ergänzung der Fragen im Wege des §. 291 
der B.-St.-P.-0. veranlasst werden kannV- 

C. Die Bechtsbelehrung muss in der Sache selbst erdheilt 
sein. Dies ist nicht der Fall, wie das Beichsgericht aus- 
sprach^), wenn der Vorsitzende einen Geschworenen, der unbe- 
fugt das Geschworenenzimmer verlasst, um beim Vorsitzenden 
Bath zu erholen, in das Berathungszimmer zurückfuhrt und 
dort die Geschworenen lediglich auf die gesetzlichen Bestim- 
mungen verweist. 

Aus den Entscheidungsgründen: 

„Nirgends im Sitzungsprotocolle vom 17. Decbr. ist con- 
statirt, dass zwischen den im Berathungszimmer versammelten 
Geschworenen und andern Personen irgend ein Verkehr statt- 
fand oder dass die Geschworenen vor Abgabe ihres Spruches 
einer weitere Belehrung bedurften oder sie beantragten, und 
dass diese ihnen vom Vorsitzenden verweigert worden sei, 
nax^hdem sie zu diesem Zwecke in das Sitzungszimmer zurück- 
gekehrt gewesen seien. 

Zwar hat der Vorsitzende nachträglich selbst zu den 
Acten constatirt, dass — nachdem die Geschworenen eine Zeit 
lang im Geschworenenzimmer versammelt waren — ein Ge- 
schworener in das Berathungszimmer des Schwurgerichts kam 
und eine die Art der Abstimmung betreffende Frage stellte, dass 



^) Erk. des L Strafisenats vom 12. Febr. 1880, in Bechtsinrechung 
des Beichsgerichts I, S. 347 ff. 
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aber der Vorsitzende denselben sofort in jenes Zimmer zurück- 
wies, dann selbst dorthin ging nnd den versammelten (rescbwo- 
renen erklarte, dass, wenn sie einen weiteren Aufschlnss oder Be- 
lehrung wünschten, sie in den Sitzungssaal zurückgeführt werden 
müssten, worauf aber erklärt worden sei, man bedürfe keiner 
Belehmng oder Aufschlüsse, und er sich sofort wieder entfernte. 
Allein in diesem Vorgänge liegt weder ein Verstoss gegen 
§. 306 der St.-P.-0., da ja selbst nach der Constatirung 
des Vorsitzenden die Geschworenen keine weitere Belehmng 
wollten, noch eine Verletzung des §. 303 der St.-P.-0. Denn 
begriffgemäss kann nur ein die Selbstständigkeit der Berathung 
und Beschlussfassung der Geschworenen gefährdender Verkehr 
als Verletzung des Gesetzes, auf welchem das ürtheil beruhe, 
im Sinne des §. 376 der St.-P.-0. geltend gemacht werden. 
Nun hat aber die Revision ausser der allgemeinen Behaup- 
tung, dass der Vorsitzende im Berathungszimmer der Geschwo- 
renen gewesen, nichts anzuführen vermocht, und aus der 
Constatirung. des Vorsitzenden erhellt, dass er keineswegs 
in einer zur Gefahrdung der Berathung oder Beschlussfassung 
der Geschworenen geeigneten Weise sich geäussert, oder sich 
mit denselben in Verkehr gesetzt habe; folglich stellt sich 
auch die Büge der Verletzung des §. 303 als unbegründet dar.'' 
D. Denselben Gegenstand behandelt ein anderes Beichs- 
gerichtserkenntniss ^). 

Die Bevision rügte, dass in der Zeit, in welcher sich' der 
Gerichtshof in das Berathungszimmer zurückgezogen hatte, 
mehrere Geschworene sich in ein an das Berathungszimmer 
anstossendes Zimmer begeben und sich dort aufgehalten hatten 
und dass ein Geschworener die Geschworenenbank ebenfalls 
verlassen, sich zu dem amtirenden Staatsanwalt begeben und 
mit diesem conferirt habe. 



1) Erk. des n. Straüsenats v. 3. Juni 1881, inAnnalenvon Braun 
und Blum IV, S. 38f. 
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Ans den Entscheidungsgründen ist zu bemerken: 

„Der in der Bevisionsschrifb angezogene §. 306 der B.-St.- 
P.-O. handelt von einer Belehrung der Geschworenen in ihrer 
Gesammtheit und gestattet nicht die Folgerung, dass das 
Gesetz für die ganze Zeit vom Beginn der Hauptverhandlung 
ab bis zur Abgabe des Spruches jeden Verkehr der einzelnen 
Geschworenen mit andern Personen, als dem Vorsitzenden des 
Gerichts, habe ausschliessen wollen. Das Gegentheü ergiebt 
sich vielmehr daraus, dass eine derartige Absonderung der 
einzelnen Geschworenen entweder gar nicht, oder doch nur 
mittels umständlicher Maassnahmen durchfahrbar erscheint; 
§. 303 der ß.-St.-P.-O. aber nur den Verkehr der im Be- 
rathungszimmer versammelten Geschworenen mit anderen Per- 
sonen verbietet, für die frühere Zeit dagegen Maassnahmen 
zur Beschränkung des Verkehrs derselben mit Anderen nicht 
anordnet." 

E. Von den oben sub A. 1 dieses §. 4 mitgetheilten 
Grundsatz der Irrevisibilität einer unrichtigen Bechtsbelehrung 
macht nur eine scheinbare Ausnahme eine andere Reichsge- 
richtsentscheidung ^), welche hier noch mitgetheilt zu werden 
verdient. Der Sachverhalt war folgender: 

Die Jury hatte die Frage, ob der Angeklagte schuldig 
sei, in einer näher bezeichneten Processsache einen ihm zuge- 
schobenen Eid wissentlich falsch geschworen zu haben, beant- 
wortet wie folgt: 

Ja! mit sieben Stimmen. 

Der Schwurgerichtspräsident erklärte darauf, wie aus dem 
Hauptverhandlungsprotocoll hervorgeht : 

Dass dieser Spruch zwar die Meinung der Geschworenen 
erkennen lasse, in der Form aber nicht vorschriftsmässig sei. 

Der Präsident forderte deshalb die Geschworenen auf, 



^) Erk. des HI. Strafsenats des Beichsger. v. 12. April 1882, in 
den Annalen von Braun und Blum V, S. 426ff. 
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sich in das Beratinmgszknmar zurlickzabegebflii, um dem gerüg- 
ten Mangel abzuhelftn imd bel^iie dieselben dabei, daes, da 
nur ein Mangel in der Form zu berichtigeit sei, eine sach- 
liche Aendernng meht Torgenomnen werden dürfe. 

Nadi der Bftclckidir der Geschworenen ans dem Berathungs- 
zimmor gab der Obmann den berichtigten Sprach kond, wel- 
cher lanlete: 

Nein! 

Anf Grand dieses Verdicts s]H»eh der Gerichtdiof den 
Angeklagten frei. 

Yerdict nnd ürtheil worden aber oberstrichterlkh cassirt, 
weil es sich nicht nm einen blos formellen sondern um einen 
sachlichen Mangel gehasdelt habe, bei welchem die Jniy an 
keinen Theil ihres frtiheren Wahrsprnchs gebondoi gewesen 
sei. Der Yorntaende habe die Chwchworenen reditsirrthfiHilich 
über den Charakter des Mangels belehrt nnd dies sei durch 
Beräion der Staatsanwaltschaft anfechtbar. 

Ans den Entscheidni^gründen ist an bemwken: 

„Mit Recht sieht die Revision der Staatsanwaltschaft in 
diesem Yerfahrm eine Yerletzung der §§. 309, 311 der R.-St.- 
P.-O. Der erste Spruch der Geschworenen litt nicht an einem 
blossen formellen, sondern an «nem sachlichen Mangel, weil 
er in sich widwsprechend war. Denn da, um den Angeldagten 
schuldig zu sprechen, eine Mehrheit von wenigstens zwei 
Drittheilen der Stimmen erforderlich war (§§. 262, 307 der 
R.-St.-P.-0.), so bedeutete eine Abstimmung, bei welcher sieben 
Geschworene sich für die Bejahung, fünf fkr die Yemdnnng 
der Schuldfrage erklärten, in ihrem Ergebniss ftbr den Spruch 
der Geschw<»renen nicht die Bejahung, sondern die Yeraeinung 
derselben; der erste Spruch: 

Jal mit sieben Stimmen 
hob also durch den Zusatz 

mit sieben Stimmen 
das Ja! wieder auf. Litt aber dieser Spruch an einem sach- 
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liehen Mangel, so waren die Geschworenen bei ihrer ertuiaten 
Berathnng an denselben nicht gebunden (§. 311 äeac B.-St.<* 
P.-O.). Das Gericht hatte im Berichtigungsyerfahren den Ge- 
schworenen denjenigen Mangel, der zu berichtigen war, zu 
bezeichnen, und ihnen davon, wie sie nach gesetzlicher Vor- 
schrift zu dem zu berichtigenden Spruche bei der erneuten 
Berathung und Entscheidung gestellt sei^ Eenntniss zu geben. 
Im vorliegenden Fall erklärte der Vorsitzende aber, die Natur 
des Mangels in dem ersten Spruch verkennend, die Geschwo- 
renen dürften in demselben eine sachliche Aenderung nicht 
vornehmen, und dies könnte nur dahin verstanden werden, 
dass es bei der bisherigen Abstimmung verbleiben müsse, das 
Ergebniss derselben aber nicht eine Bejahung, sondern eine 
Verneinung der Schuldfrage sei. Demnach hat man die Mög- 
lichkeit und selbst Wahrscheinlichkeit anzuerkennen, dass der 
zweite, die Schuldfrage verneinende Spruch und damit das 
freisprechende TJrtheil auf der rechtsirrthümlichen, durch den 
Vorsitzenden ertheilten Anweisung beruht, die Geschworenen 
seien an das Ergebniss ihrer ersten Abstimmung gebunden. 
Soviel die formelle Zulässigkeit der Revision der Staats- 
anwaltschafb, nachdem der Angeklagte von den Geschworenen 
für nichtschuldig erklärt worden ist, betrifiPk, so setzt die durch 
§. 31ß der B.-St.-P.-0. ausgesprochene Beschränkung des 
Eechtsmittels voraus, dass der Spruch der Geschworenen for- 
mell richtig erMgt sei. Daraus folgt, dass, wenn ein Be- 
richtigungsverfahren hätte eintreten müssen, dasselbe stattge- 
funden haben muss, um die Bevision der Staatsanwaltschaft 
als ausgeschlossen erscheinen* zu lassen, und hieraus ergiebt 
sich weiter, dass, damit die letztere Wirkung eintrete, das- 
jenige Berichtigungsverfahren, welches nach der Sachlage erfor- 
derlich gewesen wäre, stattgefunden haben muss. Da im vor- 
liegenden Fall das eingetretene Berichtigungsverfahren gegen 
die citirten Vorschriften der E.-St.-P.-0. verstiess und bewirkt 
hat, dass zweifelhaft geworden ist, ob das schliessüche Nicht- 
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schuldig der Geschworenen nicht das Ergebniss der ihnen 
ertheüten unrichtigen Anweisung sei, lasst sich die processnali- 
sche Statthaftigkeit der Revision nicht beanstanden." 

F. Soviel den Zeitpunkt der Ertheilung der Bechts- 
belehmng angeht, so gilt die strenge Eegel, dass sie weder 
ganzlich noch theilweise vor den Schluss der Ausf&hmngen 
der Processbetheiligten fallen darf. In einer SchwurgeriiHits- 
verhandlung ^) hatte sich, wie auch zu Protocoll fixirt wurde, 
der Präsident herausgenommen, die Bechtsbelehrung zu ante- 
cipiren. Der Hergang war nach der protocollarischen Auf- 
zeichnung folgender: 

„Als Herr Justizrath K. (der Yertheidiger) sich in wei- 
teren Erörterungen über den juristischen Begriff des Wortes 
„Haft", worüber die Staatsanwaltschaft einer ganz anderen 
Ansicht war, erging, erklarte der Herr Vorsitzende, dass dieses 
Wort genügend na<;h seiner juristischen Bedeutung definirt sei, 
und als er unter Antecipirung der Bechtsbelehrung an die Ge- 
schworenen äusserte, dass er sich der Eechtsansicht der Staats- 
anwaltschaft anschliesse, glaubte der Yertheidiger das Becht 
des Vorsitzenden bezweifeln zu müssen, worauf der Vorsitzende 
erklärte, „hierüber", t. e. die Bechte des Vorsitzenden, könne 
eine Erörterung nicht gestattet werden. Der Vertheidiger 
erklärte hierauf: dann schliesse ich hiermit die Vertheidigung 
und verzichte aufs Wort." 

Das Beichsgericht sprach sich über dieses präsidiale Vor- 
und Üebergreifen folgendermaassen aus: 

„Für eine solche Antecipation der Bechtsbelehrung bietet 
das processualisch geordnete Verfahren entschieden keinen Baum, 
sie ist formwidrig und verletzlich für die Parteirechte, wie für 
die Stellung des Gerichtsvorsitzenden zu den Processbetheilig- 
ten. Nach der klaren Vorschrift des §. 300 der St.-P.-O. 



1) Erk. des HL Strafs. des Reichsg. v. 11. Febr. 1882, in Becht- 
sprechmig des Beichsg. IV, S. 153. 
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bildet die Bechtsbelehmng des Vorsitzenden an die Geschwo- 
renen den letzten abschliessenden Act der eigentlichen contra- 
dictorischen Sachverhandlnng bis zur Berathting der festge- 
stellten Schuldfragen durch die Geschworenen. Mit Bücksicht 
hierauf verbietet das Gesetz jede weitere Erörterung des Inhalts 
dieser Eechtsbelehrung. Sie soll sich unmittelbar anschliessen 
an die Ausführungen der Processbetheiligten über die Schuld- 
frage, und unmittelbar nach diesem Act sollen die Geschwo- 
renen sich mit den Fragen in ihr Berathungszimmer zurück- 
ziehen. Nun liegt es auf der Hand, dass, wenn der Gerichts- 
vorsitzende, noch ehe die Sachverhandlung und die Plaidoyers 
geschlossen sind, mit einer vorweg genommenen theilweisen 
Rechtsbelehrung eingreift, hierdurch gegen das Gesetz noth- 
wendig entweder die Parteirechte unzulässig, verkürzt oder Be- 
deutung und Wirkung der Rechtsbelehrung geschmälert wer- 
den. Denn entweder wird der Vorschrift des §. 300, Abs. 2 
der St.-P.-O. gemäss auch diese antecipirte Rechtsbelehrung 
jeder Erörterung entzogen: dann wird zweifellos das Recht 
der Staatsanwaltschaft und des Angeklagten, die rechtliche 
Seite der Schuldfrage unbekümmert um die Rechtsansicht des 
Vorsitzenden frei vor den Geschworenen zu erörtern, aufs We- 
sentlichste verkümmert. Oder der Vorsitzende gestattet in den 
Schlussausfahrungen der Processbetheiligten solche Erörterung: 
dann wird die Rechtsnorm des §. 300, Abs. 2 der St.-P.-O. 
verletzt, die Rechtsbelehrung ihrer Integrität beraubt und zum 
Gegenstande persönlicher Controversen zwischen Gerichtsvor- 
sitzendem und Processbetheiligten heruntergezogen.' 
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